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Präsident Wolfgang Thierse

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abgabe einer Erklärung der Bundesregierung 

zu den Ergebnissen des Europäischen Rates in
Brüssel am 4./5. November 2004

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache im Anschluss an die Regierungserklä-
rung zwei Stunden vorgesehen. – Ich höre keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat
der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph Fischer.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Nur wenige Tage nach der Unterzeichnung des Ver-
fassungsvertrages in Rom trat der Europäische Rat in
Brüssel zusammen. Dabei standen vier europapolitische
Kernthemen im Mittelpunkt der Beratung: erstens die
Lissabon-Strategie, die auf die zentralen Bereiche
Wachstum und Beschäftigung angepasst und ausgerich-
tet wurde, zweitens die Verabschiedung des Haager Pro-
gramms, in dem die gemeinsame europäische Asyl- und
Migrationspolitik weiterentwickelt wurde, drittens die
europäische Öffentlichkeitsarbeit, die angesichts des an-
stehenden Prozesses der Ratifizierung der Verfassung
verstärkt werden muss, und viertens eine ganze Band-
breite wichtiger außenpolitischer Themen. Dabei ging es
vor allen Dingen um die Perspektive für den Friedens-
prozess im Nahen Osten, um den Irak und den Iran so-
wie um die Lage in Sudan, Darfur. Damit wird klar, wel-
che Bedeutung diese neue Dimension in der erweiterten
Europäischen Union hat.

Bevor ich auf die einzelnen Themen eingehen werde,
lassen Sie mich kurz auf einen anderen, allerdings zen-
tralen Aspekt zu sprechen kommen, der selbstverständ-
lich beim Rat ebenfalls eine Rolle gespielt hat. Während
der Europäische Rat tagte, liefen die Bemühungen des
designierten Kommissionspräsidenten Barroso um die
Aufstellung der neuen Kommission weiter. Auch wenn
es formal nicht auf der Tagesordnung des Rates stand,
spielte sein neues Personalpaket eine wichtige Rolle. Die
Bundesregierung ist der Meinung, dass der künftige
Kommissionspräsident Barroso die richtigen und not-
wendigen politischen Konsequenzen gezogen hat.

Das Europäische Parlament hat durch seine klare Hal-
tung in beeindruckender Weise zu einer Stärkung seiner
Rolle im Zusammenspiel der europäischen Institutionen
beigetragen. Dies hat das demokratische Prinzip sichtbar
gefördert. Das war auch im Sinne der Verfassungsgeber
im Konvent. 

Formell hat der Rat bereits seine Zustimmung zur
neuen Liste der designierten Kommissare erteilt. Es ist
jetzt erneut Sache des Europäischen Parlaments, eine
Entscheidung über die neue Kommission zu treffen. Die
Bundesregierung hofft, dass der designierte Kommis-
sionspräsident im zweiten Anlauf eine klare Mehrheit für
die Kommission in der neuen Zusammensetzung erhält.
Damit werden wir wohl noch im November eine neue
Kommission bekommen. Dies ist – so unsere Meinung –
von entscheidender Bedeutung. Das erweiterte Europa
braucht starke und handlungsfähige Institutionen und als
entscheidende integrative Institution die Kommission. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN sowie bei der SPD)

Meine Damen und Herren, der Europäische Rat hat
sich intensiv mit der Lissabon-Strategie befasst. Deren
Halbzeitüberprüfung wurde konkret vorbereitet. Auf
dem Weg zu dem dafür entscheidenden Frühjahrsrat
2005 sind wir dabei ein großes Stück vorangekommen. 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Voran? Zu-
rückgefallen seid ihr!)

– Warum zurück? 

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Der Abstand 
wird doch immer größer!)

– Zu wem? 

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich bitte Sie: Sie können doch nicht allen Ernstes be-
haupten, dass wir uns diesbezüglich zurückentwickeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD –
Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Fah-
ren Sie fort! – Weitere Zurufe von der CDU/
CSU)

– Ich fahre fort; aber diesen Zuruf nehme ich gerne auf. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Herr 
Bundeskanzler, er soll fortfahren!)

Ich kann Ihnen an dieser Stelle nur sagen:

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Ein Schritt 
vor und zwei zurück!)

Von Wim Kok ist ein Bericht vorgelegt worden; genau
darüber wurde gesprochen. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Schallende Ohr-
feige!)

– Das ist keine schallende Ohrfeige. Ich weiß nicht, ob
Sie sich selbst dabei bedenken wollen. 

Ich kann Ihnen an diesem Punkt nur sagen

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Herr Minister,
lassen Sie sich doch nicht aus der Ruhe brin-
gen!)

– nein, ich lasse mich nicht aus der Ruhe bringen –: 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Le-
sen Sie doch einfach weiter vor! Wir können
nachher diskutieren!)

Die Empfehlungen des Berichtes der Expertengruppe
um Wim Kok wie auch der Mitgliedstaaten wurden dort
vorgelegt und diskutiert. Die Konsequenzen aus diesem
Bericht werden in den Frühjahrsgipfel mit einfließen. 
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Mit den Leitlinien des Kok-Berichtes stimmt die Bun-
desregierung weitgehend überein. Er hält im Grundsatz
an dem ehrgeizigen Ziel fest, Europa bis 2010 zum
stärksten Wirtschaftsraum zu entwickeln. Die Bundes-
regierung unterstützt gemeinsam mit anderen Partnern in
der EU die Konzentration auf die beiden zentralen Ziele:
auf nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung, wie es
im Kok-Bericht empfohlen wird. 

Wir teilen auch seine richtigen und wichtigen Aussa-
gen zu zentralen Schlüsselthemen wie Umwelt, For-
schung, Binnenmarkt, Bildung und lebenslangem Lernen
sowie die Forderung, das Geschäfts- und Investitions-
klima überall in Europa zu verbessern. 

Trotz des schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeldes
konnte im Rahmen der Lissabon-Strategie schon einiges
erreicht werden. Ich will hier nur vier Bereiche nennen:
Erneuerbare Energien leisten einen zunehmenden Beitrag
zu Umweltschutz und Wirtschaftswachstum. Schlüssel-
märkte wie die Telekommunikation wurden vollständig
für den Wettbewerb geöffnet. Heute wird in Europa ver-
stärkt in Forschung und Entwicklung investiert. In
Deutschland werden trotz der derzeit schwierigen Haus-
haltslage Bundesmittel in Höhe von rund 8,9 Milliarden
Euro dafür bereitgestellt. Damit steigt der Anteil der
Forschungs- und Entwicklungsförderung am Bruttoin-
landsprodukt. Die wissensbasierte Gesellschaft, wie sie
in der Lissabon-Strategie eingefordert wird, ist heute in
Deutschland und Europa bereits Realität geworden. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Papiertiger!)

Ende vergangenen Jahres nutzten 98 Prozent der deut-
schen Unternehmen und mehr als die Hälfte der Privat-
personen bereits das Internet. Diese Entwicklung wird
weitergehen. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Wo leben Sie 
denn?)

Wir waren uns auf dem Europäischen Rat aber auch ei-
nig: Solche Erfolge dürfen nicht darüber hinwegtäuschen,
dass es noch viel zu tun gibt, um das ambitionierte Lissa-
bon-Ziel zu erreichen. Die Bundesregierung hat zur Halb-
zeitbilanz ein eigenes Positionspapier erstellt, das sich
mit den Grundaussagen des Kok-Berichtes deckt. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Sagen Sie mal 
was über die ökonomische Wahrheit!)

Es wurde der Kommission vorgelegt und während des
Rates diskutiert. Seine zentralen Anliegen werden somit
in die Vorbereitung des nächsten Frühjahrsgipfels ein-
fließen. 

In diesem Papier betonen wir besonders folgende
Punkte: Die Bundesregierung sieht in einem wachstums-
orientierten Verständnis von Innovation, Wettbewerbsfä-
higkeit und Umweltschutz große Chancen. Die Bundes-
regierung tritt daher für eine Binnenmarktinitiative ein,
deren Schwerpunkt in folgenden Bereichen liegen soll:
Die Energiemärkte und die Energieversorgungssysteme
sollen zum Nutzen der Verbraucher weiter liberalisiert
werden. Durch die Einführung einheitlicher Standards
soll der europäische Zahlungsverkehr erleichtert werden.
Um Dienstleistungen gemeinschaftsweit anbieten zu
können, müssen die Arbeiten an europaweit geltenden
Regelungen vorangetrieben werden. 

All das sind Maßnahmen, die von entscheidender Be-
deutung für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit
sind, die allerdings Anpassungsprobleme für die jeweili-
gen nationalen Wirtschaften mit sich bringen. Wer
meint, dies sei nicht wichtig, dem kann ich nur sagen,
dass die Dienstleistungsrichtlinie uns alle gemeinsam
vor sehr große Herausforderungen stellen wird.

Ein gesamteuropäisches Vertragsrecht soll geschaf-
fen werden, um grenzüberschreitende Geschäfte zu er-
leichtern. Auch dies ist, wie es scheint, ein trocken klin-
gender Punkt; aber es wird ganz erheblicher Leistungen
bedürfen, um hier eine Harmonisierung zu erreichen.
Eine einheitliche Bemessungsgrundlage bei der Unter-
nehmensbesteuerung soll eingeführt werden, um die
Wettbewerbsfähigkeit des Standortes Europa insgesamt
zu fördern. Ein europäisches System der Finanzaufsicht
soll geschaffen werden, da die Stabilität und Krisenresis-
tenz der Finanzmärkte für Europa von entscheidender
Bedeutung ist. Zugleich soll ein einheitlicher Rüstungs-
binnenmarkt die Konsolidierung der europäischen Rüs-
tungsindustrie unterstützen und zur Entwicklung einer
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik bei-
tragen.

Im Rahmen der Vorbereitung der Halbzeitüberprü-
fung hat der Europäische Rat auch die gemeinsame Ini-
tiative des Bundeskanzlers, des französischen Staatsprä-
sidenten und der Ministerpräsidenten von Spanien und
Schweden zur stärkeren Einbeziehung der Jugend in den
Lissabon-Prozess aufgegriffen. Hierbei geht es konkret
darum, einen europäischen Pakt für die Jugend auszuar-
beiten, das heißt, allen Jugendlichen die Möglichkeit be-
ruflichen Erfolgs zu geben.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Was für 
ein Scheiß!)

– Ich wage nicht, das zu wiederholen, was Sie gerade ge-
sagt haben. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Wer 
hat Ihnen das denn aufgeschrieben?)

– Natürlich sind Regierungserklärungen aufgeschrie-
ben. Sie werden nicht frei formuliert; denn Sie wollen ja,
dass sie Ihnen, bevor sie gehalten werden, schriftlich
vorliegen.

Kollege Schäuble, ich will das Wort, das Sie benutzt
haben, nicht wiederholen. Aber ich sage Ihnen: Ange-
sichts der hohen Jugendarbeitslosigkeit, die es zwar
nicht in Deutschland, aber in anderen Ländern gibt, ist
das eine wichtige Initiative, die ich nicht mit einem solch
unflätigen Wort besetzen würde, wie Sie es gerade getan
haben. Das muss ich Ihnen ganz ehrlich sagen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Die Schaffung einer stärkeren Kohärenz der unions-
weiten Maßnahmen für Jugendliche und die Verbesse-
rung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

(Beifall des Abg. Franz Müntefering [SPD])
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– in diesem Bereich, in dem andere Länder wesentlich
weiter sind, haben wir in Deutschland aufgrund 16 Jahre
langer Versäumnisse und einer ideologiegesteuerten
Politik große Defizite –,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

das sind entscheidende Punkte, die der Initiative von
Staatspräsident Chirac, des Bundeskanzlers und der Mi-
nisterpräsidenten von Spanien und Schweden zugrunde
liegen. Auch wenn Sie das langweilig finden, handelt es
sich hierbei um große Herausforderungen, 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Dann tun Sie 
doch endlich etwas!)

denen wir uns auf europäischer Ebene zu stellen haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Mit diesen klaren Perspektiven hat der Rat ein Signal in
Vorbereitung des wichtigen Frühjahrsgipfels 2005 gege-
ben. Mit einer verbesserten Lissabon-Strategie hält die
EU Kurs, um mehr Wachstum und Beschäftigung zu er-
reichen. Das ist für die Bundesregierung ebenfalls ein
wichtiges Ziel. 

Meine Damen und Herren, auf dem Rat wurde da-
rüber hinaus das Haager Programm beschlossen. Dieses
neue, auf fünf Jahre ausgerichtete Programm für den Be-
reich Justiz und Inneres knüpft an die im Oktober 1999
in Tampere vereinbarte Schaffung eines Raumes der
Freiheit, der Sicherheit und des Rechts in Europa an.
Dies hat zum bisher größten Integrationsschub seit der
Schaffung des Binnenmarktes geführt. Dieser Erfolg soll
jetzt weitergeführt werden. 

Das Haager Programm setzt dabei drei zentrale, zu-
kunftsweisende Schwerpunkte: Erstens soll eine gemein-
same europäische Asyl- und Migrationspolitik entwi-
ckelt werden, die mit Fragen der inneren Sicherheit,
insbesondere der Bekämpfung des internationalen Terro-
rismus, verknüpft wird.

Zweitens wollen wir europaweit einsetzbare Rechts-
instrumente schaffen, insbesondere im zivil- und wirt-
schaftsrechtlichen Bereich, beispielsweise ein europäi-
sches Mahnverfahren. 

Drittens müssen bereits bestehende Rechtsinstru-
mente im Bereich der justiziellen Zusammenarbeit aus
dem Tampere-I-Programm evaluiert und entsprechend
umgesetzt werden.

Ein längerfristiges Ziel des Haager Programms ist die
weitere Ausgestaltung des Raums der Freiheit, der Si-
cherheit und des Rechts. Das Programm soll dabei hel-
fen, das In-Kraft-Treten des Verfassungsvertrages in die-
sen entscheidenden Politikbereichen vorzubereiten.
Deshalb enthält es detaillierte Arbeitsaufträge und klar
definierte Zeitpläne, so zum Beispiel die Entwicklung
eines gemeinsamen europäischen Asylsystems sowie
den Aufbau einer europäischen Asylbehörde bis 2010.

Die Bundesregierung begrüßt dieses Programm nach-
drücklich. Wir wären bereit gewesen, gerade im Bereich
der justiziellen Zusammenarbeit noch weiter zu gehen;
aber unser von Frankreich und Spanien unterstützter
Wunsch, schon jetzt mit den nötigen Vorarbeiten, bei-
spielsweise für die Einrichtung einer europäischen
Staatsanwaltschaft, zu beginnen, ließ sich noch nicht
umsetzen.

Meine Damen und Herren, „Europa den Menschen
vermitteln“, so lautete die Überschrift.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Da sind
gerade Sie dabei! – Hartmut Schauerte [CDU/
CSU]: Weit weg davon! – Dr. Wolfgang
Schäuble [CDU/CSU]: Das ist so!)

– Ich will Ihnen eines sagen, Kollege Schäuble: Sie kön-
nen mir sicher viel vorwerfen, aber nicht, dass ausge-
rechnet ich Defizite hätte, Europa zu vermitteln.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Im ganzen Europawahlkampf war ich sehr erfolgreich
unterwegs. Ich kann kein solches Defizit feststellen. 

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Ent-
schuldigung, Majestät!)

Dass Sie davon nicht begeistert sind, ist doch völlig klar;
darüber brauchen wir nicht zu streiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Schauen Sie: Ich saß jahrelang auf den Oppositionsbän-
ken, als Sie die Mehrheit hatten. Ich werde nie die
Regierungserklärungen morgens um 9 Uhr vom Bundes-
kanzler – heute a. D. – Dr. Helmut Kohl vergessen: Re-
gierungserklärungen sind Regierungserklärungen und
nicht frei gehaltene Reden. Sie tun alles, um wieder in
den Zustand zu kommen, solche Regierungserklärungen
abgeben zu müssen. Und wir tun alles, damit das nicht
eintritt, und Sie können davon ausgehen, wir werden da-
bei erfolgreich sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Andreas Schockenhoff
[CDU/CSU]: Tragen Sie erst einmal zu Ende
vor!)

– Ihnen, Herr Schäuble, gefällt das nicht. Der vor Ihnen
sitzt, sagt: „Tragen Sie erst einmal zu Ende vor!“ Sie
werden gleich auf die Regierungserklärung antworten
können, also bitte ich Sie: Lassen wir das doch, das sind
doch nur Scheingefechte; das wissen Sie als erfahrener
Parlamentarier so gut wie ich.

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Weiterre-
den! – Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/
CSU]: Bringen Sie’s hinter sich! – Zuruf von
der CDU/CSU: Für den Papierkorb war die
Rede! – Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]:
Geben Sie’s zu Protokoll!)

– Nein, ich gebe es nicht zu Protokoll.

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Ich muss Ihnen eines sagen: Diese Reihe großartiger
Redner hier vorne bei der CDU/CSU, von denen ja nach-
her ein paar zu Wort kommen,

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Lassen Sie 
sich doch nicht aus der Ruhe bringen!)

die werden natürlich alle frei reden und jeder von denen
würde bei einem Rednerwettbewerb die Nummer eins.
Dabei kennen wir Ihre Reden seit langem. Jetzt hören
Sie doch damit auf!

(Lachen bei der CDU/CSU – Dr. Wolfgang
Gerhardt [FDP]: Warum lassen Sie sich heute
Morgen immer aus der Ruhe bringen?)

– Ich lasse mich überhaupt nicht aus der Ruhe bringen,

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Wa-
rum antworten Sie dann auf jeden Zwischen-
ruf, Herr Minister?)

sondern ich empfinde es als wohltuend. Insofern kann
ich nur sagen – –

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Jetzt lacht
selbst der Kanzler! – Dr. Andreas
Schockenhoff [CDU/CSU]: Der liest auch im-
mer ab! – Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]:
Der lacht Sie aus!)

– Herrgott, was soll man dazu sagen? Meine Güte!

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Europa
den Menschen vermitteln“, ich sehe, wir sind gerade hef-
tig dabei. Neulich haben wir den Widerspruch Ihrer
Fraktion in der Verfassungsfrage erlebt, Kollege
Schäuble.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Aba!)

– Nicht „aba“!

(Lachen bei der CDU/CSU – Heiterkeit beim 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich habe doch den Kollegen Müller aus München, den
Kollegen Silberhorn und wie diese genialen Staatsmän-
ner von der CSU alle heißen –

(Lachen bei der CDU/CSU – Heiterkeit beim
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der
SPD)

große Freunde Europas! – hier gehört, als es um die Be-
dingungen ging; ich habe doch gesehen, wie sie mit zu-
sammengebissenen Zähnen und ohne die Hand zu rühren
dabeisaßen und Frau Merkel vorher, nach dem „FAZ“-
Artikel,

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Jetzt fan-
gen Sie wieder von vorne an!)

tapfer durch die Reihen ging und versuchte, die Fraktion
zusammenzubringen. Europa vermitteln, das wird sich
vor allen Dingen daran festmachen, ob es wirklich ge-
lingt, hier Mehrheiten für den Verfassungsvertrag zu be-
kommen. Das ist die entscheidende Frage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)
Vor allen Dingen der Kollege Wolfgang Schüssel hat
hierzu einen besonderen Beitrag geleistet. Herr Bundes-
kanzler, wir haben es doch selbst gehört: Es waren vor
allen Dingen Angehörige von konservativen Mehrheiten
– Ministerpräsidenten und Bundeskanzler –, die dieses
betrieben haben. Ich werde ihnen berichten: Die CDU/
CSU-Fraktion findet dieses lustig und meint tatsächlich,
man könnte darüber hinweggehen.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Wir
waren auf Seite 4! – Zuruf von der CDU/CSU:
Seite 4, Absatz 2!)

– Es ist überhaupt nicht nötig, mir die Seite zu nennen;
ich weiß selbst, auf welcher Seite ich bin.

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN – Lachen bei der CDU/CSU)

Es ist ja schön, dass Sie die Seiten mitgezählt haben. Ich
sehe, Sie sind mit Begeisterung dabei. Das Thema Eu-
ropa zu vermitteln, es ist gelungen: Wir können sehen,
dass Sie aufgewacht sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Europäische Rat hat sich weiter mit dringenden
außenpolitischen Fragen beschäftigt; das ist eine, wie ich
finde, immer wichtigere Dimension. Die Europäische
Union ist zunehmend gefordert, ein stärkeres außenpoli-
tisches Profil zu zeigen. Denken wir an das Jahr 2001
zurück, an die furchtbaren Attentate in New York: Da-
mals stellten wir fest, dass die Europäische Union zwar
mit der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungs-
politik begonnen hatte, eine eigene Außen- und Sicher-
heitspolitik zu entwickeln. Aber angesichts einer solchen
Krise wie den furchtbaren Verbrechen vom 11. Septem-
ber 2001 hat sich gezeigt, dass die Europäische Union
für die Frage von Krieg und Frieden nicht gebaut war.

Heute stellen wir fest, dass der europäische Beitrag
für die Beantwortung der offenen Fragen im Iran, im
Irak, im Nahen Osten und auf dem Balkan unverzichtbar
geworden ist. Dies gilt auch für Afrika und den Mittleren
Osten. Krisenbewältigung und Krisenprävention sind
dabei zwei der entscheidenden Aufgaben geworden.

Ohne substanzielle Fortschritte im Nahost-Friedens-
prozess sind alle anderen Konflikte in der Region unse-
res Erachtens – damit meine ich nicht nur die Bundesre-
gierung, sondern den gesamten Europäischen Rat – nicht
lösbar. Der Plan für den Rückzug aus Gaza und Teilen
der Westbank eröffnet eine Chance für einen Fortschritt
im Friedensprozess, die es zu nutzen gilt. Angesichts des
Todes von Präsident Arafat – die Bundesregierung hat
der palästinensischen Führung, der Familie und dem
ganzen palästinensischen Volk ihre Anteilnahme und ihr
Mitgefühl ausgedrückt – ist es aber wichtig, dass jetzt
kein Machtvakuum entsteht und dass es einen geordne-
ten Übergang auf die Nachfolger gibt. Dieser Plan für
den Rückzug aus Gaza und Teilen der Westbank eröffnet
nach Meinung des Europäischen Rats die Chance für
Fortschritte. 

Die Positionen der EU und des Quartetts hierzu sind
klar: Der Abzug darf nicht in einer chaotischen Situation
enden; er muss vielmehr ein beispielhafter Schritt in
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Richtung weiterer Fortschritte auf dem Weg zur Zwei-
Staaten-Lösung gemäß der Roadmap sein. Das ist von
entscheidender Bedeutung, weil wir – damit meine ich
wiederum den Europäischen Rat – der festen Überzeu-
gung sind, dass dieser alte, tragische Konflikt, dem auf
beiden Seiten so viele unschuldige Menschen zum Opfer
gefallen sind, nur durch eine Zwei-Staaten-Lösung, ge-
mäß der Israel und Palästina friedlich als Demokratien
Seite an Seite leben, aus der Welt geschaffen werden
kann. Nur so kann auf Dauer auch das Existenzrecht Is-
raels gesichert werden, an dem wir ein besonderes Inte-
resse haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wenn man dies so sieht, dann ist es allerdings ebenso
wichtig, die palästinensische Staatsfähigkeit herzustel-
len. Die palästinensischen Autonomiegebiete dürfen sich
nicht zu einem Failed State entwickeln, bevor sie über-
haupt die Chance haben, ein eigener Staat zu werden.
Deshalb sind Reformen der Sicherheits-, der Verwal-
tungs- und der Wirtschaftsstrukturen unbedingt erforder-
lich. Vor allem aber sind Wahlen unerlässlich. Nur sie
können der palästinensischen Regierung die notwendige
Legitimation verleihen, die sie als Verhandlungspartner
im Friedensprozess international benötigt.

Der Europäische Rat hat deshalb das vom Hohen Re-
präsentanten Solana vorgelegte Programm gebilligt. Es
sieht kurzfristig umsetzbare und breit gefächerte Maß-
nahmen zur Umsetzung der überfälligen Reformen und
die Unterstützung der Wahlen in den palästinensischen
Autonomiegebieten vor. Wichtig wird dabei zunächst
die Unterstützung der Kommunalwahlen sein, die für
den 23. Dezember 2004 vorgesehen sind. Durch den Tod
von Präsident Arafat kommt jetzt hinzu, dass gemäß der
Verfassung eine 60-Tage-Frist zu laufen beginnt. Auch
das muss bei diesen Überlegungen berücksichtigt wer-
den. Die Präsidentschafts- und die Parlamentswahlen
müssen im Einklang mit dem palästinensischen Grund-
gesetz erfolgen. 

Auf dem Europäischen Rat bestand auch Einverneh-
men darüber, dass alle konkreten Maßnahmen der EU
die Aufnahme echter politischer Verhandlungen zwi-
schen der palästinensischen Führung und der Regierung
von Israel unterstützen müssen. Wir wollen, dass alle
konkreten Maßnahmen in diese breite politische Per-
spektive eingebettet werden. Zur Untermauerung einer
solchen Perspektive hat der Rat deshalb beschlossen,
dass Javier Solana in Kürze entsprechende Konsultatio-
nen mit den Parteien der internationalen Gemeinschaften
und vor allem mit den Mitgliedern des Quartetts durch-
führen wird.

Meine Damen und Herren, auch im Irak muss eine
politische Lösung gefunden werden. Deshalb haben die
Vorbereitungen und die Durchführung demokratischer
Wahlen bis zum Januar 2005 entsprechend der einschlä-
gigen Sicherheitsratsresolutionen eine große Bedeu-
tung, um dort landesweit eine demokratisch begründete
Legitimität herzustellen. Die Verbesserung der Sicher-
heitslage ist eine entscheidende Voraussetzung für den
erfolgreichen Übergang zu Demokratie und Wiederauf-
bau.

Der Europäische Rat hat die jüngsten Terroran-
schläge, Geiselnahmen und Morde an unschuldigen Zi-
vilisten im Irak erneut auf das Schärfste verurteilt. Wäh-
rend des Mittagessens beim Treffen mit dem irakischen
Ministerpräsidenten Alawi hat die Europäische Union
am Freitag zum Ausdruck gebracht, dass wir den Kurs in
Richtung der Wiederherstellung von Sicherheit, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit, den das irakische Volk
eingeschlagen hat, unterstützen werden. Dabei wurden
konkrete Maßnahmen aus dem bereits laufenden umfas-
senden Hilfspaket der Union erörtert.

Diese Maßnahmen sind breit gefächert. Wir unterstüt-
zen die Wahlen und den Wiederaufbau mit insgesamt
mehr als 300 Millionen Euro für 2003 und 2004. Darauf
haben wir in einem bilateralen Treffen mit Präsident
Alawi deutlich hingewiesen. Bei diesem Treffen hat es
übrigens überhaupt keine Kritik von seiner Seite gege-
ben. Im Gegenteil: Das Treffen begann seitens Minister-
präsident Alawi mit Dankesworten für die bisher geleis-
tete Unterstützung und Hilfe, die Deutschland gegenüber
dem „neuen“ Irak erbracht hat, und der Bitte darum,
diese Unterstützung und Hilfe in Zukunft zu intensivie-
ren. Wir haben gegenüber Ministerpräsident Alawi klar
gemacht, dass sich Deutschland bilateral intensiv im
Irak, vor allen Dingen im Bereich des Wiederaufbaus
und der Sicherheit, engagiert. Wir haben für diese Maß-
nahmen einschließlich der humanitären Hilfe bisher rund
200 Millionen Euro zur Verfügung gestellt. 

Wir sind auf dem Treffen des Europäischen Rates
weiterhin übereingekommen, dass eine integrierte Poli-
zei-, Rechtsstaats- und Zivilverwaltungsmission einen
wertvollen Beitrag zum Wiederaufbau des Iraks leisten
könnte. Wir waren uns aber einig, dass für eine solche
Mission, die mit Verbindungselementen im Irak präsent
sein soll, erst alle Sicherheitsbedenken ausgeräumt sein
müssen; vorher kann keine konkrete Entscheidung ge-
troffen werden.

Auf dem Treffen des Europäischen Rates haben wir
einvernehmlich bekräftigt, dass der Ausbau der politi-
schen Beziehungen mit dem Iran für die Europäische
Union weiterhin prioritär ist. Unser politisches Ziel blei-
ben langfristig angelegte gute Beziehungen, die auch
eine wirtschaftliche und technologische Zusammenarbeit
umfassen. Entscheidende und unabdingbare Vorausset-
zung für den Ausbau dieser Beziehungen sind aber die
Herstellung von überprüfbarem Vertrauen in den friedli-
chen Charakter des iranischen Nuklearprogramms.
Nur die vollständige und anhaltende Suspendierung der
Anreicherungs- und Wiederaufbereitungsaktivitäten
durch den Iran kann den Weg für ergebnisorientierte Ge-
spräche über eine langfristige Zusammenarbeit öffnen. 

Der Europäische Rat hat deshalb nachdrücklich die
anhaltenden Bemühungen der EU-3 um eine Lösung der
Nuklearfrage noch vor Beginn der Sitzung des Gouver-
neursrats der Internationalen Atomenergie-Agentur am
25. November in Wien unterstützt. Es ist gelungen, in
den Gesprächen voranzukommen, aber ich kann noch
keinen Durchbruch vermelden. Der aktuelle Stand ist,
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dass wir die Gespräche noch nicht wirklich abschließen
konnten. 

Unsere Haltung ist zweifelsfrei klar: Wir wollen nicht
das souveräne Recht auf zivile Nutzung der Atomener-
gie infrage stellen, das jedem Land im Rahmen der ein-
gegangenen internationalen Verpflichtungen vertraglich
zusteht. Diese Entscheidungen sind national zu treffen.
Klar ist aber auch, dass eine militärische Nuklearisie-
rung des Irans zu einer gefährlichen Entwicklung in der
gesamten Region, die schon heute zu den gefährlichsten
Regionen gehört, führen würde. Deswegen engagieren
wir uns, hier eine Lösung herbeizuführen. Ich hätte mich
gefreut, Ihnen am heutigen Tag eine positive Nachricht
übermitteln zu können. Ich kann Ihnen aber weder etwas
Positives noch etwas Negatives mitteilen; denn der Pro-
zess ist noch nicht abgeschlossen. Allerdings muss ich
hinzufügen: Diese Gespräche auf der Ebene der hohen
Beamten sind alles andere als einfach gewesen.

Weiterhin hat sich der Europäische Rat mit der Situa-
tion in Darfur befasst. Wir hatten gestern beim Besuch
des Premierministers von Äthiopien Gelegenheit,
schwerpunktmäßig über die dramatische Situation in
Darfur zu sprechen. Die Lage im Westen des Sudans
bleibt weiter dramatisch. Mit großer Besorgnis haben
wir in den vergangenen Wochen die eingehenden Be-
richte über Angriffe auf die Zivilbevölkerung, anhal-
tende Vergewaltigungen von Frauen und Mädchen sowie
Vertreibungen zur Kenntnis nehmen müssen. 

Die sudanesische Regierung hat ihre gemachten Ver-
sprechungen – so der Bericht des Sonderbeauftragten der
Vereinten Nationen – bisher nicht eingehalten. Die Mili-
zen in der Region wurden entgegen der gemachten Zusa-
gen bislang nicht entwaffnet. Wir hoffen, dass die ge-
samtsudanesischen Friedensgespräche und vor allen
Dingen die Umsetzung zu einem positiven Ergebnis füh-
ren. Ermutigend ist die Unterzeichnung von Protokollen
zu humanitären und Sicherheitsfragen durch die sudane-
sische Regierung und die Rebellenorganisationen in
Darfur.

Es ist jetzt überaus wichtig, dass der politische Druck
vor allem auf die sudanesische Regierung, aber auch auf
die Rebellenorganisationen weiter aufrechterhalten wird.
Für ein solches politisches Zeichen haben wir uns auf
dem Europäischen Rat entschieden eingesetzt. Ich ver-
hehle nicht: Aufgrund unserer nationalen Position wären
wir gerne weitergegangen. Aber ich denke, dass das
Signal, das jetzt gesetzt wurde, ein wichtiges und be-
deutsames Signal in die richtige Richtung ist.

Die Achtung der Menschenrechte und die Verbesse-
rung der Sicherheitslage für die Bevölkerung in Darfur
bleibt unser zentrales Anliegen. Dahinter steht natürlich
die Frage einer drohenden Desintegration dieses großen
und für diesen Teil Afrikas und dessen Stabilität ent-
scheidenden Landes. Die humanitären Besorgnisse ste-
hen im Vordergrund, aber eine falsche Politik kann dazu
führen, dass es nicht zu einem neuen nationalen Konsens
kommt, sondern zu dessen Gegenteil und damit zu sehr
viel weiter gehenden, sehr viel schlimmeren humanitä-
ren Folgen. Deswegen bleibt die Bundesregierung mit
ihren Partnern in den Vereinten Nationen wie auch in der
Europäischen Union und der Afrikanischen Union enga-
giert.

Ich möchte nochmals unterstreichen, wie wichtig das
Engagement der Afrikanischen Union ist. Die Mittel,
die die Afrikanische Union hat, sind gering. Dort, wo
wir helfen können, sollten wir helfen. Wenn diese Hilfe
angefordert wird, sollten wir sie tatsächlich leisten; denn
es ist eine völlig neue Entwicklung in Afrika, dass
Afrika die Verantwortung für die Konfliktlösung, für die
Stabilisierung und für den Frieden auf dem eigenen Kon-
tinent übernimmt. Ich denke, das ist eine herausragende
Entwicklung, die aller Unterstützung seitens der Euro-
päer und auch unseres Landes wert ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir haben deshalb beschlossen, dass die Afrikanische
Union durch uns materiell, finanziell, logistisch und per-
sonell unterstützt wird; denn letztendlich bleibt eine
politische Lösung notwendig, die wir mit unseren euro-
päischen Partnern, insbesondere auch im Sicherheitsrat
der Vereinten Nationen, weiter mit Nachdruck einfor-
dern.

Der Europäische Rat vom 4. und 5. November hat in
wichtigen europapolitischen Kernbereichen Neuerun-
gen oder Vorbereitungen für wichtige Entscheidungen,
die unmittelbar bevorstehen, gebracht. Es war vor allen
Dingen ein Rat, auf dem vorbereitet wurde, auf dem die
Arbeiten nur an wenigen Punkten abgeschlossen werden
konnten, ein Arbeitsrat, gleichwohl, wenn man sich die
parallele Entwicklung im Parlament und in der Kommis-
sion anschaut – das hatte Einfluss auf den Rat –, ein sehr
bedeutsamer. Es war ein Rat, in dem wichtige außenpoli-
tische Fragen zur Entscheidung anstanden. 

Ich freue mich, dass es gelungen ist, nicht nur Kon-
sense zu erzielen, sondern zugleich wichtige Entschei-
dungen in außenpolitischen Bereichen zu treffen. Ich
erwähne etwa den Plan von Solana, der die Partner-
schaftsfähigkeit der palästinensischen Seite betrifft, die
eine Voraussetzung für eine positive Entwicklung im
Rahmen der Roadmap ist. Die Unterstützung des Euro-
päischen Rates im Hinblick auf die Initiative der EU-3
gemeinsam mit Javier Solana gegenüber Iran ist von
zentraler Bedeutung, auch wenn ich, wie gesagt, Ihnen
noch nicht von einem positiven Abschluss berichten
kann. 

Dieser Rat und sein Erfolg sind nicht zuletzt der ge-
schickten Vorbereitung durch die niederländische Präsi-
dentschaft zu verdanken. Deswegen möchte ich ihren
Beitrag hier abschließend ganz besonders würdigen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Präsident Wolfgang Thierse: 
Ich erteile das Wort Kollegen Wolfgang Schäuble,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr Bun-

desaußenminister, Sie haben sich ein wenig betroffen ge-
zeigt, als wir kritisiert haben, dass Ihre Regierungserklä-
rung eine sehr bürokratische Pflichtübung gewesen ist.
Sie haben gesagt, bei früheren Regierungserklärungen
sei das auch so gewesen. Sie hätten gleich hinzufügen
sollen, wie Ihr Verhalten damals als Oppositionspolitiker
war.

(Beifall bei der CDU/CSU – Heiterkeit bei der 
CDU/CSU und der FDP)

Spaß beiseite. Wenn es beim Europäischen Rat ein
Thema war, Europa zu kommunizieren, also Europa den
Menschen näher zu bringen, dann ist diese Form einer
bürokratischen Regierungserklärung, wo über alle we-
sentlichen Punkte hinweggeredet wird, ein Beispiel da-
für, wie man es nicht machen darf, wenn man die Men-
schen für Europa gewinnen will.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Es macht auch keinen Sinn, so zu tun, als wäre alles
Friede, Freude, Eierkuchen und als gäbe es überhaupt
keine Probleme, und über alles hinweg zu reden.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Es ist doch gerade über Probleme gesprochen
worden!)

Ich nenne vorweg nur ein Beispiel. Sie sagen: Mit
dem irakischen Ministerpräsidenten Alawi gab es
überhaupt kein Problem, ganz im Gegenteil. Ich frage
mich nur, warum dann der Bundeskanzler in seiner ihm
eigenen Art davon gesprochen hat, Herrn Alawi sei „ein
Lapsus sprachlicher Art“ unterlaufen. Irgendetwas ist ja
offensichtlich geschehen; es muss also doch ein Problem
gegeben haben.

(Dietmar Nietan [SPD]: Ein Problem sprachli-
cher Art!)

– Es muss jedenfalls eine Auseinandersetzung gegeben
haben, weil der irakische Ministerpräsident Kritik an der
Zuschauerhaltung Deutschlands und Frankreichs geäu-
ßert hat. Beim Problem Irak können wir aber keine Zu-
schauerhaltung gebrauchen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Widerspruch bei 
der SPD)

Diese Bundesregierung hat der Resolution des Weltsi-
cherheitsrats ausdrücklich zugestimmt, wonach diese
Übergangsregierung unterstützt werden muss. Man kann
deshalb nicht sagen, es habe überhaupt kein Problem ge-
geben. Schließlich hat sich Ministerpräsident Alawi
nicht bedankt, sondern die Haltung Deutschlands kriti-
siert. Offenbar wollen Sie über diese Kritik nicht reden,
sonst hätten Sie dazu in Ihrer Regierungserklärung etwas
gesagt.

Ich möchte noch auf einige Themen eingehen, die Sie
in Ihrer Regierungserklärung überhaupt nicht erwähnt
haben, von denen ich aber hoffe, dass beim Europäi-
schen Rat vielleicht doch darüber geredet worden ist. Sie
haben natürlich über Darfur gesprochen – das ist richtig
und das unterstütze ich auch –, aber Sie haben kein Wort
über die Elfenbeinküste gesagt. Vor allen Dingen haben
Sie aber über die Vereinigten Staaten von Amerika und
über das Verhältnis zwischen Europa und den USA
gar nichts gesagt. In Amerika waren Präsidentschafts-
wahlen und es gibt eine allgemeine Debatte darüber, ob
jetzt die Chance besteht, in einer neuen Etappe und nach
vorne blickend die Schwierigkeiten im transatlantischen
Verhältnis, die nicht zuletzt durch die Politik dieser Bun-
desregierung in den letzten Jahren verursacht worden
sind, zu überwinden.

(Widerspruch bei der SPD)

Kein Wort darüber in der Regierungserklärung über den
Europäischen Rat. Meine Damen und Herren, das ist ein
Skandal. So kann man die transatlantischen Beziehun-
gen nicht verbessern.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Ich nenne als weiteres Beispiel die Lissabon-Strate-
gie. Sie haben es fertig gebracht, hier den Eindruck zu
erwecken, als würden im Zwischenbericht der Kom-
mission von Wim Kok die erreichten Fortschritte auch
noch gelobt. Damit wir uns nicht über Pressemeldungen
streiten müssen, habe ich die deutsche Übersetzung des
Berichts mitgebracht. Bereits im zweiten Absatz der Zu-
sammenfassung steht:

Denn in vielen Bereichen der Lissabon-Strategie
wurde es versäumt, die Reformen mit dem erforder-
lichen Nachdruck voranzutreiben. Dass die Umset-
zungsbilanz so enttäuschend ausfällt, hat verschie-
dene Gründe: eine überfrachtete Agenda, eine
mangelhafte Koordinierung, miteinander konfligie-
rende Prioritäten. Vor allem aber mangelt es an ei-
nem entschlossenen politischen Handeln.

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!)

Diese Aussagen im Kok-Bericht muss man einmal mit
Ihren Aussagen vergleichen. Das geht so nicht!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Dietmar 
Nietan [SPD]: Wen meint er denn?)

– Ich will Ihnen genau sagen, wen er meint – das ist
nämlich das Entscheidende an dem Kok-Bericht –, und
das bringt mich gleich zum nächsten Punkt. Sie, Herr
Bundeskanzler, Herr Außenminister, müssen aufhören,
die Europäische Union als faule Ausrede für die Pro-
bleme in unserem Land zu nehmen, die durch Ihre fal-
sche Regierungspolitik nicht gelöst, sondern verschärft
werden. Das ist der Punkt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Katrin Göring-Eckardt
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist völli-
ger Quatsch!)

Kok sagt ganz klar in seinem Zwischenbericht: Ent-
scheidend für den Erfolg der Lissabon-Strategie – von
dem bisher nicht die Rede sein kann; wir haben uns von
der Erreichung der Lissabon-Ziele in den ersten Jahren
weiter entfernt als angenähert – ist, dass die nationalen
Regierungen die Probleme lösen. Sie lösen sie aber
nicht, sondern Sie verursachen sie. Sie müssen dieses
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Land voranbringen durch eine bessere Politik oder Sie
müssen als Regierung Platz machen für eine bessere Po-
litik. Das ist der entscheidende Punkt und darüber kann
Europa nicht hinwegtäuschen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Weil wir gerade bei dem Thema „faule Ausreden“
sind: Der Bundeskanzler beliebt ja inzwischen immer zu
sagen – auch bei der Debatte über die Lissabon-Strate-
gie –, das würden wir ja alles machen, aber leider haben
wir den europäischen Stabilitätspakt. Meine Damen und
Herren, die Ursache für die wirtschaftlichen und sozia-
len Probleme unseres Landes liegt nun wirklich nicht
darin, dass wir zu wenig Schulden machen. Wir beraten
in diesem Monat noch den Bundeshaushalt 2005 und den
Nachtragshaushalt 2004. Wir müssen das Verfassungs-
gericht anrufen, weil Sie alle Grenzen sowohl des eu-
ropäischen Stabilitätspakts wie auch des nationalen
Grundgesetzes überschreiten. Wir haben die höchste
Neuverschuldung in der Geschichte unseres Landes.
Und dann kommt diese Regierung und sagt, wenn wir
mehr Schulden machen könnten, hätten wir weniger Pro-
bleme. Nein, das Problem ist: Wir machen zu viele
Schulden und zu wenig Reformen und diese Regierung
kann es nicht. Das ist der Punkt.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Deswegen dürfen Sie Europa nicht als Ausrede benut-
zen, um die von Ihnen selbst gemachten Probleme zu er-
klären. Denn wenn wir die Ursachen der Probleme nicht
richtig analysieren, dann können sie nicht gelöst werden.
Darum geht es und darum bitte ich Sie.

Ich will noch etwas zu dem Haager Programm anmer-
ken. Wenn Sie schon eine Regierungserklärung zu die-
sem Thema abgeben, Herr Bundesaußenminister, dann
hätte ich mir gewünscht, dass Sie sich auch zu der Frage
geäußert hätten, mit der die Regierung die Öffentlichkeit
in letzter Zeit mehr beschäftigt hat als alles andere, ins-
besondere zu der Reaktion der europäischen Partner auf
die Idee des Bundesinnenministers, in Afrika Auffang-
lager für Asylbewerber einzurichten. Darüber ist in
Den Haag gesprochen worden. Ich hätte gerne erfahren,
was die Partner dazu gesagt haben und ob es zutrifft,
dass unsere engen französischen Freunde diesen Vor-
schlag nachhaltig unterstützen oder ob sie eher dagegen
sind. Darüber sollte man nicht einfach hinweggehen.
Wer Europa kommunizieren will, muss darüber reden,
was in Europa Sache ist, statt so zu tun, als würde es um
Themen gehen, die das Zuhören nicht lohnen. Man ge-
winnt im Grunde den Eindruck, dass der vortragende
Außenminister schon Mühe hatte, seinen Text nur vorzu-
lesen. 

Wenn wir schon über eine gemeinsame Zuwande-
rungspolitik reden, dann würde ich von der Regierung
gerne hören – demnächst wird sich auch ein Untersu-
chungsausschuss damit beschäftigen –, was es mit der in
den vergangenen Jahren immer wieder geäußerten Kritik
unserer EU-Partner auf sich hat, dass die Visapolitik
dieser Bundesregierung in der Verantwortung des Bun-
desaußenministers nicht die gemeinsamen konsulari-
schen Richtlinien des Schengen-Mechanismus einhält;
vielmehr stellt die Umkehr der Beweislast bei der Visa-
erteilung einen Verstoß dagegen dar. Dazu müssen Sie
Stellung nehmen. Damit würden Sie sich Ihrer Verant-
wortung stellen. Nur so kommen wir zu einer gemeinsa-
men Visapolitik.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Lassen Sie mich noch etwas zu der Lage im Nahen
und Mittleren Osten ausführen. Bei diesem Thema be-
steht eine größere Übereinstimmung zwischen uns als in
anderen Fragen. Sie haben Ihr Mitgefühl gegenüber dem
palästinensischen Volk angesichts des Todes von Jassir
Arafat zum Ausdruck gebracht. Wir teilen das Mitge-
fühl. Das palästinensische Volk hat mit Jassir Arafat ei-
nen politischen Führer verloren, der ihm über eine lange
Zeit seine Identität vermittelt hat. Aber das Leben von
Arafat war zwischen den beiden Extremen Terrorismus
und Friedensnobelpreis zerrissen. Insofern ist sein Le-
ben, wie ich meine, fast ein Symbol für die zutiefst zer-
rissene Lage in diesem Teil der Welt. Im Grunde wün-
schen wir nicht nur dem palästinensischen Volk, dass es
nach Arafats Tod besser gelingt, die Zerrissenheit im
Sinne eines nachhaltigen Friedens zu überwinden. Dafür
sollten sich alle einsetzen. Diese Chance sollte genutzt
werden. 

Dies würde übrigens notwendigerweise auch bedeu-
ten, dass man sich im Europäischen Rat mit der trans-
atlantischen Partnerschaft zu den Vereinigten Staaten
von Amerika beschäftigt. Denn es wird den Europäern
nicht alleine gelingen, den Anstoß zu geben, um Israel
und den Palästinensern zu helfen, auf dem Weg des Frie-
densfahrplans voranzukommen; dies wird nur gelingen,
wenn Europa und Amerika gemeinsam tatkräftig die Ini-
tiative ergreifen. Ich rate sogar dazu, auch Russland stär-
ker zu beteiligen. 

Ihre Iranpolitik unterstütze ich. Man sollte nicht
streiten, wenn dazu kein Anlass besteht. Ich hoffe viel-
mehr, dass Sie mit Ihrer Politik Erfolg haben. Aber ich
wiederhole an dieser Stelle: Ich halte es für sehr wichtig,
dass die Politik gegenüber dem Iran nicht nur zwischen
den Vereinigten Staaten von Amerika und der Europäi-
schen Union in engster Abstimmung, Geschlossenheit
und auch Entschlossenheit gestaltet wird. Der Iran muss
wissen, dass wir alles daransetzen werden, dass der Iran
keine Nuklearwaffen erhält. Ich rate auch dazu, Russ-
land stärker in diese Partnerschaft einzubeziehen. Die
Vereinigten Staaten von Amerika, Europa und Russland
zusammen haben die beste Chance, den Iran auf dem
Wege der Zusammenarbeit zu überzeugen, dass das Stre-
ben nach Nuklearwaffen auch nicht im wohlverstande-
nen Interesse des Iran liegt und dass die Welt gefährli-
cher würde, wenn der Iran über Atomwaffen verfügte.
Darauf müssen wir uns konzentrieren.

Was das Thema Irak anbetrifft – das hat mit der trans-
atlantischen Agenda zu tun, mit der sich der Europäische
Rat hoffentlich beschäftigt hat, auch wenn der Bundes-
außenminister in seiner Regierungserklärung kein Wort
darüber verloren hat –, so muss in den nächsten Jahren
die Chance genutzt werden, die schweren Beschädigun-
gen des transatlantischen Verhältnisses zwischen Euro-
päern und Amerikanern, die in den vergangenen
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Jahren eingetreten sind, in der kommenden Amtszeit des
mit einer so eindrucksvollen Mehrheit wiedergewählten
Präsidenten Bush zu reparieren. Das liegt doch in unse-
rem gemeinsamen Interesse. 

Es macht gar keinen Sinn, darüber zu diskutieren, wer
in der Vergangenheit welchen Fehler gemacht oder wer
mit welcher Mahnung Recht behalten hat. Wir haben im-
mer gesagt: Die Amerikaner können den Krieg vielleicht
alleine gewinnen, aber nicht für Frieden sorgen. Dies
bleibt richtig. Aber es liegt auch in unserem gemeinsa-
men Interesse, dass eine stabilere, friedlichere und nach-
haltigere Entwicklung im Nahen und Mittleren Osten,
insbesondere im Verhältnis Israels zu Palästina, im Iran
und im Irak, möglich wird und dass Fortschritte in der
Frage betreffend die Verbreitung von Massenvernich-
tungswaffen erzielt werden. Der internationale Terroris-
mus, die zunehmende Verbreitung von Atomwaffen so-
wie das Konfliktpotenzial im Irak und im Iran – wo auch
immer – bedrohen nicht nur die Amerikaner, sondern
auch uns. Deswegen müssen wir für eine stärkere Ge-
schlossenheit in den Beziehungen zwischen Amerika
und Europa sorgen. 

Wenn der Europäische Rat in der vergangenen Woche
eine Aufgabe hatte, dann war es die, vertrauensvoll da-
rüber zu beraten, wie wir in Zukunft das, was in den ver-
gangenen Jahren nicht gut gelungen ist, besser machen
können; denn nur transatlantische Gemeinsamkeit garan-
tiert unsere Sicherheit und kann die Welt insgesamt sta-
biler machen. Dass Sie dazu kein Wort in Ihrer Regie-
rungserklärung gesagt haben, ist für mich ein
unfassbares Versäumnis. Das zeigt, dass Sie offenbar
nicht die Fähigkeit haben, sich der Lösung der Probleme
zu stellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich möchte ein einfaches, konkretes Beispiel nennen.
In einer Resolution des Weltsicherheitsrates ist beschlos-
sen worden, die irakische Übergangsregierung bis zu
den Wahlen zu unterstützen und nach den Wahlen dem
frei gewählten Parlament zu helfen, das Land zu stabili-
sieren. Der Weltsicherheitsrat hat in diesem Zusammen-
hang die Mitgliedstaaten aufgefordert, für den notwendi-
gen Schutz und insbesondere für eine militärische
Absicherung zu sorgen. 

Herr Fischer, ich habe mit Ihrem neu ernannten unga-
rischen Kollegen am Tag seiner Amtseinführung in der
vergangenen Woche über das Problem gesprochen, dass
Ungarn – nach der bisherigen Beschlusslage – zum Jah-
resende seine Soldaten aus dem Irak zurückziehen will.
In Polen ist die Situation ähnlich. Ich habe den ungari-
schen Außenminister gefragt, ob es angesichts der Tatsa-
che, dass im Januar kommenden Jahres Wahlen im Irak
anstehen und dass wir alle ein Interesse daran haben
– auch in den Vereinigten Staaten von Amerika findet
eine entsprechende Überprüfung statt –, die Tendenzen
in der amerikanischen Politik hin zu mehr multilateralen
Entscheidungen zu stärken, klug sei, wenn sich weitere
europäische Truppensteller aus dem Irak zurückzögen.
Er hat mich – so höflich können manche Außenminister
sein – daraufhin gefragt, ob ich glaubte, dass deutsche
Vertreter besonders legitimiert seien, eine solche Frage
zu stellen. 

Ich habe gedacht, dass vielleicht unsere Staats- und
Regierungschefs auf dem Europäischen Rat am
4./5. November dieses Jahres über die Fragen betreffend
einer europäischen Solidarität, für die Ungarn mit sei-
nem Engagement im Irak steht, reden werden. Herr
Fischer, ich hätte gerne etwas von Ihnen dazu gehört;
denn wenn wir multilaterale Entscheidungen wollen,
müssen wir multilaterale Entscheidungen auch gemein-
sam vollziehen. 

Die NATO hat beschlossen, die irakischen Streitkräfte
im Rahmen einer von ihr geführten Mission auszubilden,
damit sie die Sicherheit im eigenen Land gewährleisten
können. Das ist auch unstreitig. Deutschland leistet sei-
nen Beitrag durch die Ausbildung in den Vereinigten
Arabischen Emiraten. Das will ich gar nicht kritisieren.
Diese Woche war der Oberbefehlshaber der NATO vom
Kommando in Norfolk, Admiral Giambastiani, in Berlin
zu Besuch. Er hat nicht nur mir, sondern auch Kollegen
von den Koalitionsfraktionen gesagt, dass in den Kom-
mandos in Norfolk und in Stavanger – dort geht es um
die Transformation der NATO – die meisten Offiziere,
die für die Tätigkeit in integrierten NATO-Stäben ausge-
bildet würden, nach den Amerikanern Deutsche seien;
aber es stoße auf große Probleme, wenn in konkreten
Entscheidungssituationen, beispielsweise während der
Ausbildungsmission der NATO im Irak, die deutschen
Offiziere aus den integrierten Stäben zurückgezogen
würden. 

So werden wir multilaterale Entscheidungstendenzen
nicht verstärken. Das ist deutscher Unilateralismus. Er
ist nicht besser als der Unilateralismus anderer und er
muss aufgegeben werden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wenn wir multilaterale Strukturen, wenn wir die atlanti-
sche Partnerschaft wollen, dann müssen wir verlässliche
Partner sein, dann müssen wir integrierte Strukturen
stärken und dann dürfen wir nicht das Gegenteil machen,
weil wir sonst nicht vorankommen, sondern weiter zu-
rückfallen werden.

(Zuruf des Abg. Axel Schäfer [Bochum] 
[SPD])

– Ja, ich kenne dieses Thema.

Der Bundesaußenminister beschreibt die Bedrohun-
gen in dieser Welt gelegentlich richtig: internationaler
Terrorismus, „failing states“, und zwar nicht nur im Na-
hen und Mittleren Osten. Vor einiger Zeit war Kaschmir
das allergrößte Problem. Es gibt ohne Ende Gefahren.
Ich erinnere an die Spaltung auf dem afrikanischen Kon-
tinent. Man hätte auch etwas zur Elfenbeinküste und zu
all dem, was sonst noch entsetzlich ist, sagen können.
Die Beobachtungsliste der Vereinten Nationen zeigt,
dass die Situation im Osten des Kongo noch schlimmer
als die Lage in Darfur ist. Das ist aber nicht so, weil sich
in Darfur etwas verbessert hat, sondern weil die Situa-
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tion im Osten des Kongo noch katastrophaler geworden
ist.

Wenn wir diesen und anderen Bedrohungen wehren
wollen, dann müssen wir uns klar machen, dass dies nur
durch atlantische Solidarität und durch eine Stärkung der
Gemeinsamkeit der zivilisierten Welt möglich ist. Wenn
wir uns noch nicht einmal an integrierten Stäben beteili-
gen, dann stärken wir diese Tendenzen nicht, sondern
schwächen sie. Wenn wir nicht in diesem Sinne europäi-
sche Politik machen, dann werden wir eine Gemeinsame
Außen- und Sicherheitspolitik Europas nicht erreichen.
Wenn wir eine Gemeinsame Außen- und Sicherheits-
politik Europas nicht erreichen, dann werden wir die
Menschen nicht davon überzeugen, dass dieses Europa
im Interesse unserer eigenen nationalen Zukunft notwen-
dig ist; schließlich können wir unsere Sicherheit nur ge-
meinsam gewährleisten. Dann muss sie aber auch ge-
meinsam gewährleistet werden. Das alles hat mit der
Integration zu tun. Entscheidend sind dabei nicht die
großen abstrakten Phrasen, sondern die konkreten Ent-
scheidungen.

Man sollte sagen: Lasst uns die Streitigkeiten der Ver-
gangenheit vergessen und lasst uns nach vorne blicken!

(Dietmar Nietan [SPD]: Dann sagen Sie doch 
einmal konkret, was Sie wollen!)

– Ich habe es doch gerade gesagt: Wir dürfen uns nicht
aus integrierten Stäben zurückziehen. Das wäre ein ers-
ter konkreter Schritt.

(Dietmar Nietan [SPD]: Dürftig!)

Wenn wir uns selbst aus integrierten Stäben zurückzie-
hen, dann signalisieren wir: Wir setzen nicht auf Partner-
schaft. Dadurch wird in Washington die Tendenz ver-
stärkt, zu sagen: Am Ende müssen wir es doch wieder
allein oder mit einer „coalition of the willing“ machen
und eben nicht mit Bündnissen, da sie wegen der euro-
päischen Partner nicht verlässlich sind. Das ist das Pro-
blem. Man kann es konkret oder allgemein darstellen.
Wichtig ist, dass dort, wo Entscheidungen anstehen, ent-
schieden wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Es geht um Folgendes: Europa ist doch – das steht im
Gegensatz zu der Routine, mit der diese Regierungs-
erklärung vorgetragen wurde – in einer wirklich schwie-
rigen, entscheidenden und auch kritischen Phase. Europa
ist voller Chancen, aber auch voller Schwierigkeiten und
Widerstände. Machen Sie sich weniger Sorgen über die
Ratifizierung des Verfassungsvertrages! Die Zustim-
mung der Bevölkerung zur europäischen Politik zu
erlangen ist sehr viel schwieriger. Diese Zustimmung ist
aber entscheidend. Wir können Europa nicht als ein arti-
fizielles, bürokratisches Gebilde bauen; vielmehr müs-
sen wir die Menschen in Deutschland, in Frankreich, in
Polen und in allen Teilen Europas davon überzeugen,
dass dieses Europa die politische Einheit ist, der wir un-
ser Schicksal anvertrauen. Daher müssen wir – in einer
schwierigen Phase – eine glaubwürdige Politik machen,
die über die Probleme der Menschen nicht hinweggeht.
Auch der Verfassungsvertrag ist in vielen Bereichen
zu kompliziert, als dass man ihn wirklich kommunizie-
ren kann. Die Erweiterung der Europäischen Union ist in
Bezug auf ihre politische Dimension noch lange nicht
wirklich so konsolidiert, dass sie von den Menschen ak-
zeptiert wird. Ständig über die nächsten Schritte zu re-
den, ohne auf die wirklich ernsthaften Besorgnisse, Ge-
fühle, Hoffnungen und Enttäuschungen der Menschen
einzugehen, gefährdet das europäische Projekt. Wenn
man dann noch nicht einmal darüber redet, wie man
Europa zu unser aller Garanten für Sicherheit, Frieden
und Freiheit in der atlantischen Partnerschaft entwickeln
kann, dann wird man den großen, kritischen Zuspitzun-
gen in der europäischen Politik nicht gerecht.

Europa ist in einer kritischen Phase: Erweiterung,
Vertiefung; die Institutionen müssen ihre Rolle finden.
Darin bestand der Konflikt zwischen Kommission und
Parlament. Dieser Konflikt, der vielfältige Facetten hat,
ist noch nicht ausgetragen. Die Ablehnung der Kom-
mission durch das Europäische Parlament war übri-
gens eine Niederlage der Regierungen wie der Kommis-
sion; schließlich hat der Rat die Zusammensetzung der
Kommission ausdrücklich gebilligt. Der Bundeskanzler
hat sich für die Zustimmung des Europäischen Parla-
ments zur Kommission eingesetzt. Es handelte sich also
nicht nur um ein Problem der Kommission, sondern
auch um ein Problem der Regierungen der Mitgliedstaa-
ten. Wir wollen hoffen, dass es jetzt gut geht.

(Axel Schäfer [Bochum] [SPD]: Und es handelte 
sich um ein Problem der EVP-Fraktion!)

– Die haben dafür gestimmt. Dagegen gestimmt haben
die wortbrüchigen Sozialdemokraten, obwohl der Bun-
deskanzler auf sie eingewirkt hat, sowie Grüne und
Liberale. Aber lassen wir das. – Das zeigt, dass die Insti-
tution ihr Selbstverständnis noch nicht hinreichend ge-
funden hat. Es muss aber gefunden werden.

Eine Bemerkung ist mir noch wichtig. Wenn wir die
Menschen davon überzeugen wollen, dass Europa im In-
teresse unserer Zukunft und unserer Sicherheit von ent-
scheidender Bedeutung ist, dann brauchen wir eine inte-
grierte Politik. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Norbert Lammert)

Man muss gelegentlich daran erinnern, dass es schon in
der Präambel des Grundgesetzes heißt: „als gleichbe-
rechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden
der Welt zu dienen“. 

Weil dies so ist: Hören Sie auf, Außenpolitik auf na-
tionalen Sonderwegen zu machen! Setzen Sie auf ver-
lässliche europäische Zusammenarbeit, nicht auf Domi-
nanz von Achsen, sondern auf Gemeinsamkeit aller in
Europa, und setzen Sie auf verlässliche atlantische Part-
nerschaft! Das und nicht nationale Sonderwege und Re-
nationalisierung von Außenpolitik ist der Weg in eine
bessere Zukunft.

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU – 
Beifall bei der FDP)



12588 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 138. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. November 2004

(A) (C)

(B) (D)
 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun die Kollegin Angelica Schwall-

Düren für die SPD-Fraktion.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Präsident! Sehr verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Lassen Sie mich zu Beginn meiner Ausführungen
auch vonseiten der SPD-Fraktion dem palästinen-
sischen Volk unsere Solidarität ausdrücken; denn es hat
mit dem Tod von Jassir Arafat eine Person verloren, die
in der Tat die Verkörperung der palästinensischen Identi-
tät bedeutet. Wir hoffen und erwarten, dass die palästi-
nensischen Führungskräfte nun ihrer Verantwortung ge-
recht werden und dem Frieden den Weg ebnen. Alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union unterstützen
diesen Weg über die Umsetzung der Roadmap. Sie un-
terstützen die Zwei-Staaten-Lösung. Sie unterstützen die
Durchführung demokratischer Wahlen.

Der Frieden im Nahen und Mittleren Osten ist das
Wichtigste, was wir in der kommenden Zeit erreichen
müssen. Das gilt genauso für den Irak mit der Wieder-
herstellung einer friedlichen Gesellschaft und mit dem
Ende der Gewalt. Auch hierbei ist die Europäische
Union gefordert und hat auf dem Europäischen Rat ihre
Unterstützung zugesagt; mein Kollege Dietmar Nietan
wird näher darauf eingehen.

Das Haager Programm, das den Raum der Freiheit,
der Sicherheit und des Rechts fünf Jahre nach den Be-
schlüssen von Tampere neu anpackt, wird auch ein Pro-
gramm sein, das den Menschen Europa stärker vermit-
telt; denn wenn sich die Menschen sicher fühlen und
wenn die Menschen demokratische Beteiligung erleben,
dann werden sie sich mit diesem Europa identifizieren.
Deswegen freue auch ich mich darüber, dass am
29. Oktober von den Staats- und Regierungschefs der
Verfassungsvertrag unterzeichnet worden ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich freue mich auch darüber, dass wir nun gute Aus-
sichten dafür haben, dass die neu zusammengestellte
Kommission ihre Arbeit beginnen kann; denn, wie wir
schon in der Regierungserklärung gehört haben, es liegt
ein großes Arbeitsprogramm vor uns.

Ich will heute hier vor allem auf die Lissabon-Strate-
gie eingehen; denn sie ist eine Strategie für mehr
Wachstum und mehr Beschäftigung. Das ist das, was
die Menschen unmittelbar spüren, was sie unmittelbar
erwarten. In den Monaten nach dem Jahr 2000, als die
Lissabon-Strategie entwickelt worden ist, ist man von ei-
nem sehr optimistischen Klima ausgegangen, und zwar
im Zusammenhang mit den Entwicklungen im Bereich
der New Economy. Jetzt ist es Zeit, eine Zwischenbilanz
zu ziehen. Im Hinblick auf den Frühjahrsgipfel wird es
hierzu umfangreiche Debatten geben. Es ist jetzt schon
klar, dass es eine Neuausrichtung und Neufokussierung
dieser Strategie geben muss; denn man kann heute nicht
umhin, festzustellen, dass sich die Umstände durch die
sich rasch verschlechternde weltwirtschaftliche Situation
aufgrund einer Reihe von externen Schocks – dem Plat-
zen der spekulativen Blase an der Börse, den Terroran-
schlägen am 11. September, dem Irakkrieg, den steigen-
den Weltmarktpreisen für Öl und andere Rohstoffe – in
der Tat sehr negativ entwickelt haben. Dies hat natürlich
auch Auswirkungen auf Deutschland gehabt: Wir haben
eine dreijährige Phase wirtschaftlicher Stagnation er-
lebt. 

Dennoch, Herr Schäuble, hat Europa in diesem
schwierigen Umfeld eine Reihe richtungweisender
Reformen auf den Weg gebracht, vor allem bei der Ge-
staltung des einheitlichen europäischen Binnenmarktes
und bei der Integration der Energie-, Finanz- und Kapi-
talmärkte. Die gemeinsame Währung konnte erfolgreich
eingeführt und ihre Stabilität auch in schwierigen Zeiten
gewährleistet werden. Aber auch in Deutschland sind
wir dank der Politik der Bundesregierung und der sie tra-
genden Fraktionen ein gutes Stück vorangekommen.
Meine Damen und Herren von der CDU/CSU, ich
glaube, in diesem Bereich müssen wir uns den Schuh Ih-
rer Kritik nicht anziehen, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und zwar aus zweierlei Gründen: 

Zunächst einmal möchte ich angesichts Ihrer Klage,
dass im Rahmen der Lissabon-Strategie nicht ausrei-
chend Reformen durchgeführt worden sind, in Erinne-
rung rufen, in welch starkem Ausmaß Sie selbst dafür
die Verantwortung tragen. Sie wissen doch ganz genau,
dass mithilfe des Bundesrates eine ganze Reihe unserer
Reformvorschläge ausgebremst, abgeblockt und gede-
ckelt wurden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil es Unfug 
war!)

Das müssen Sie sich anrechnen lassen. 

Darüber hinaus möchte ich Ihnen sagen: Herr
Schäuble hat heute kein Wort dazu gesagt, geschweige
denn eigene Vorstellungen entwickelt, was im Rahmen
dieser Lissabon-Strategie getan werden sollte. Er hat
darauf verwiesen, dass hierfür die nationale Ebene ver-
antwortlich ist. Das ist richtig. In Ihrem Leitantrag für
den Bundesparteitag im Dezember in Düsseldorf können
wir aber kein Konzept für mehr Wachstum und Beschäf-
tigung erkennen. Das Fehlen von Vorschlägen ist auf die
vielen ungeklärten Widersprüche innerhalb der CDU
und erst recht zwischen CDU und CSU zurückzuführen.
Warum haben Sie denn beispielsweise das entscheidende
Kapitel Finanzpolitik ausgeklammert? Doch nicht nur,
weil Ihnen der Kollege Merz abhanden gekommen ist,
sondern auch, weil Ihre Vorschläge für mehr – – 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Melde mich!
Bin hier! Sitze direkt vor Ihnen, gnädige
Frau!)

– Sie, Herr Merz, sind insofern abhanden gekommen, als
Sie die wichtige Funktion des Stellvertreters nicht mehr
bekleiden, nachdem Ihre Positionen mit anderen nicht in
Übereinstimmung zu bringen waren. 
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Glauben Sie allen Ernstes, dass die Menschen drau-
ßen nicht merken, dass Sie weniger Sozialstaat und we-
niger Rechte für Arbeitnehmer wollen? Sie wollen die
Tarifautonomie einschränken. Sie wollen de facto
Lohnsenkungen. Sie wollen den Rechtsanspruch auf
Teilzeitarbeit abschaffen. Sie wollen eine längere Wo-
chenarbeitszeit ohne Lohnausgleich. Sie wollen die Mit-
tel für die aktive Arbeitsmarktpolitik kürzen. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)

Schließlich sind Sie gegen die Angleichung der Löhne
im Osten an die des Westens und fordern die Kopfpau-
schale in der Krankenversicherung. Wollen Sie uns heute
weismachen, dass Sie in der Gesundheitspolitik tatsäch-
lich mehr als einen Formelkompromiss zustande brin-
gen? 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sehr faul!)

Wir fordern Sie auf: Erläutern Sie uns, wie mit sin-
kenden Arbeitnehmereinkommen die Binnenkonjunktur
in Schwung kommen soll. Legen Sie einen Vorschlag
vor, auf welche Weise Ihr Bauchladen von Ideen finan-
ziert werden kann. Es ist völlig unklar, wie Sie mehr Bil-
dung und mehr Forschung, den Sozialausgleich bei der
Kopfpauschale, die staatliche Subventionierung von
Niedriglöhnen und die merzsche Steuerreform finanzie-
ren wollen. Erklären Sie, warum Sie hier im Bundestag
unseren Vorschlag, die Eigenheimzulage abzuschaffen,
ablehnen. Wir wollten die frei werdenden Mittel in Bil-
dung und Forschung investieren, eines der ganz wichti-
gen Schwerpunktfelder der Lissabon-Strategie. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Unser Vorgehen leuchtet den Menschen generationen-
übergreifend ein, während Sie Klientelpolitik betreiben,
verantwortungslos handeln, die Menschen verunsichern
und unseren Standort schlechtreden. 

Kehren wir zu dem zurück, was in der Bundesrepu-
blik tatsächlich schon erreicht worden ist. Der Kok-
Bericht gibt in fünf wichtigen Feldern Hinweise. Das
sind die Wissensgesellschaft, der Binnenmarkt, das
Wirtschaftsklima, der Arbeitsmarkt und die ökologische
Nachhaltigkeit. Ich will diese Felder der Reihe nach be-
trachten.

In Bezug auf die Wissensgesellschaft stellen wir fest,
dass wir die Zukunft nur gewinnen können, wenn wir die
Massenökonomie zugunsten einer Wissensökonomie
überwinden, wenn wir mit neuen Produkten, neuen Pro-
duktionsmethoden und Innovationen reagieren und Qua-
lität produzieren. Dafür brauchen wir Menschen, brau-
chen wir Investitionen in die Köpfe. Diese Investitionen
hat die Bundesregierung getätigt. Seit 1998 haben wir
die Mittel für Forschung und Technologieentwicklung
um 36,7 Prozent erhöht. Während der Kohl-Regierung
ist von 1992 bis 1998 aus diesem Zukunftsfeld eine
Summe von weit über 600 Millionen verschwunden.
Herr Rüttgers lässt grüßen, sage ich. Wo sind hier die
Zukunftsperspektiven?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen aus
der Opposition, die Wissensgesellschaft braucht Bildung
von Anfang an. Das bedeutet auch Investitionen in die
Kleinen, in die Kinder. Hier hat die Bundesregierung mit
ihrem Programm für die Betreuung der unter 3-Jährigen
und mit ihrem Ganztagsschulprogramm einen ganz
wichtigen Anstoß gegeben. Wir warten darauf, dass die
Länder in ihrer Bildungsverantwortung, die sie gerade
im Rahmen der Föderalismuskommission sehr hoch hal-
ten, in diesem Bereich nun ebenfalls entscheidend inves-
tieren. 

Ich komme zum nächsten Punkt: Der Binnenmarkt
braucht im Bereich der Dienstleistungen noch eine
Vereinheitlichung, eine konkrete Dynamisierung. Die
Bundesregierung reagiert mit ihrem Vorschlag sehr
differenziert auf die Belange und die Chancen des Bin-
nenmarktes. Ich möchte an dieser Stelle nur auf den
Dienstleistungsbereich eingehen; denn sein Wachstums-
potenzial zu entwickeln ist eine ganz entscheidende Zu-
kunftsinvestition. Wir müssen dabei aber auch die be-
rechtigten Schutzbelange der Mitgliedstaaten und die
Auswirkungen auf die Beschäftigung berücksichtigen.
Die Dienstleistungsrichtlinie bedarf eines intensiven Be-
ratungsprozesses, damit Wege gefunden werden, die auf
dem Dienstleistungsmarkt Wachstumsimpulse setzen,
ohne Sozial-, Qualitäts- und Sicherheitsstandards aufzu-
geben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wir sind uns bewusst, dass dieses Vorhaben eines der
wichtigsten und umfangreichsten der kommenden Zeit
sein wird. Deshalb wird meine Fraktion die Gesetzge-
bungsarbeit sorgfältig begleiten. Gerade hier gilt, dass
die Folgenabschätzung europäischer Gesetzgebungsvor-
haben auch mit Blick auf die Beschäftigung verbessert
werden muss.

In diesem Feld ist die Frage des Wirtschaftsklimas
wichtig. Wir brauchen ein wirtschaftsgünstiges, ein
gründungsfreundliches und unternehmensfreundliches
Umfeld. Hier kann uns der Abbau von bürokratischen
Hemmnissen in der Tat sehr voranbringen. Deshalb ist
auch hier die Initiative der Bundesregierung zu begrü-
ßen. 

Wir haben Reformen am Arbeitsmarkt angepackt,
sie sind beschlossen. Nun geht es darum, diese Refor-
men konsistent umzusetzen. Dazu müssen alle Ebenen
beitragen: Bund, Länder und Gemeinden, aber auch die
Agenturen für Arbeit und ihre Beschäftigten, ebenso die
Unternehmen und die Arbeitsuchenden selbst. Niemand
darf sich aus der Verantwortung stehlen.

Außerdem brauchen wir eine Strategie des lebenslan-
gen Lernens, die Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik
gleichermaßen in die Verantwortung nimmt. Nur die
Menschen, denen man die Möglichkeit bietet, sich wei-
ter zu qualifizieren, können ihre Zukunftschancen ver-
bessern und ihre Existenz auf Dauer eigenverantwortlich
sichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)
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Nun zur ökologischen Nachhaltigkeit: Dabei geht es
insbesondere um die Verbreitung ökologischer Innovati-
onen, den Ausbau führender Positionen in der Ökoindus-
trie und die Implementierung von Politiken, die nachhal-
tige Produktivitätssteigerungen im Sinne einer größeren
Ökoeffizienz ermöglichen. Hier hat diese Bundesregie-
rung in den vergangenen Jahren schon sehr viel erreicht.
Der Außenminister hat bereits darauf hingewiesen, dass
wir gerade im Bereich der erneuerbaren Energien und
anderer Umwelttechnologien gut vorangekommen sind.
Bereits heute werden in diesem Bereich 120 000 Ar-
beitsplätze gesichert. Aber die neuerliche Ölkrise ver-
schärft die Herausforderungen an eine nachhaltige Res-
sourcenpolitik. Deshalb müssen wir uns auf den Weg zu
einer Politik weg vom Öl machen. Wir müssen im Be-
reich der Steigerung der Energie- und Materialproduk-
tivität weiter voranschreiten. Das wird dann auch in der
Zukunft Arbeitsplätze sichern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Deutschland hat auf die eingetretenen und anstehen-
den Veränderungen mit einem Modernisierungs- und
Reformprogramm reagiert, das sich in die europäische
Reformagenda einfügt. Zur Bewältigung künftiger He-
rausforderungen sind allerdings weitere Anpassungen
unerlässlich. Zu deren Umsetzung bedarf es der Zusam-
menarbeit aller. Das unwürdige und für die Bürger und
Bürgerinnen nicht durchschaubare Schauspiel, dass über
den Bundesrat wichtige Reformarbeit blockiert und die
Verantwortlichkeiten verschleiert werden, darf nicht
fortgesetzt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Insofern hoffe und erwarte ich, dass die Kommission zur
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung Arbeits-
ergebnisse vorlegt, die die politische Handlungsfähigkeit
stärken und für mehr Durchschaubarkeit dergestalt sor-
gen, dass die Bürger und Bürgerinnen wissen, welche
politische Kraft welche Entscheidungen getroffen hat.
Dann wird es uns auch gelingen, die Menschen auf den
Weg der Veränderungen mitzunehmen.

Ich bin überzeugt, dass wir mit diesem Arbeitspro-
gramm nicht nur die Zukunft unseres Landes und die Zu-
kunft der Europäischen Union sichern, sondern dass wir
damit den Menschen Europa auch näher bringen, sodass
die Menschen verstehen, dass die gemeinsame Arbeit in
Europa dazu beiträgt, dass wir die Herausforderungen
der Zukunft im Wettbewerb des 21. Jahrhunderts ge-
meinsam bestehen. Deshalb fordere ich alle auf, auch Sie
von der Opposition, daran mitzuwirken.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Vorsitzende der FDP-Fraktion,

Dr. Wolfgang Gerhardt.
Dr. Wolfgang Gerhardt (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Wenn wir hier Debatten über internationale Po-
litik führen und dann eine solche Debattenkultur – ge-
fehlt hätte nur noch das Dosenpfand – über uns gezogen
wird, erinnert man sich daran, dass bei uns Problemlö-
sungen im Bereich des Zahnersatzes manchmal auch vor
der Lösung der Probleme auf dem Balkan gesucht wer-
den.

(Zuruf von der SPD: Das hat keiner 
verstanden!)

Das macht die ganze Art deutlich, wie wir uns den The-
men nähern:

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Andreas 
Schockenhoff [CDU/CSU])

Da war ein europäischer Gipfel. Nun müssen sich Gip-
felveranstaltungen – das ist richtig – manchmal routine-
mäßig mit vielen Vorlagen beschäftigen. Aber aufgrund
der Zeitumstände, in denen dieser europäische Gipfel
stattfand, hätte man mehr erwarten dürfen. Im Kommu-
niqué lese ich: 

The European Council warmly congratulated Presi-
dent Bush on his re-election.

Ich hätte in dem Kommuniqué gerne etwas mehr gele-
sen, weil sich dieser europäische Gipfel, der nach der
Wahlentscheidung in Amerika getagt hat, doch da-
rüber klar sein muss, dass er sich nach den ganzen Diffe-
renzen, die diskutiert worden sind, jetzt überlegen muss,
ob nach dieser Entscheidung irgendein Teil des Seiles
wieder erfasst werden kann, um transatlantisch einiges
zu entspannen.

(Zuruf von der SPD: Hat Ihr Mitarbeiter zu 
wenig gelesen?)

Natürlich gratuliert man einem amerikanischen Präsi-
denten zur Wiederwahl. Aber danach muss eine Gipfel-
diskussion darüber stattfinden, wie jetzt das transatlanti-
sche Potenzial eingesetzt werden kann, um die weltweit
anstehenden Probleme zu lösen. Wenn darüber auf dem
Gipfel diskutiert worden ist, warum hat dann der Bun-
desaußenminister mit diesem Punkt nicht begonnen?
Denn weder die Fragen des Irak noch die des Iran noch
die Palästinas/Israels können gelöst werden, ohne dass
dieses geostrategische Potenzial gewinnbringend einge-
setzt wird.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dazu ist nichts gesagt worden. Das ist aber der Kern-
punkt.

Wenn sich im Nahen Osten, Herr Bundesaußenminis-
ter, das Thema Iran zu einem gewaltigen, problemati-
schen Thema schon entwickelt hat und wenn man es
nicht vorgreiflich mit allen Anstrengungen, die Sie si-
cher in Person und als Bundesregierung unternehmen,
lösen kann, was in der Region erneut zu einer sehr ner-
vösen Situation führen wird, dann wird die Lösung des
Problems ohne intensive, klare Gespräche mit den ame-
rikanischen Freunden nicht funktionieren. Die EU hat
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viele Möglichkeiten. Sie kann diplomatische Anstren-
gungen unternehmen, sie hat ein Talent für Krisenprä-
vention und auch für die Nachsorge; das ist unbestritten.
Aber in diesem Fall würde ich mich nicht allein darauf
verlassen wollen, dass die geschickten bisherigen Bemü-
hungen der Europäischen Union – die ich begrüße, die
aber noch nicht zum durchschlagenden Erfolg geführt
haben – ohne die Vereinigten Staaten von Nordamerika
zu einem guten Ende kommen. Russland haben Sie be-
teiligt; das weiß ich. Aber jetzt sofort – wir haben kein
großes Zeitfenster – muss gemeinsam mit den Vereinig-
ten Staaten von Nordamerika der Prozess beginnen, im
internationalen Bereich etwas einzudämmen. Denn wir
stimmen Ihnen zu: Wir wollen nicht, dass sich dieses
Land zu einer Nuklearmacht entwickelt.

Präsident Arafat ist gestorben. Es ist von allen Fraktio-
nen – das tue ich auch für meine – die Anteilnahme ge-
genüber dem palästinensischen Volk zum Ausdruck ge-
bracht worden, bei allen Zwiespältigkeiten, die ein sol-
ches Leben verkörpert. Wenn man nun zu einem
europäischen Gipfel zusammentritt und tagt und weiß,
dass eines der wichtigsten Probleme im Nahen Osten
noch immer nicht gelöst ist, die das Image Amerikas, das
die Friedensfähigkeit dort nicht herstellt, so nachteilig
bestimmen, dann muss doch das Thema Israel/Paläs-
tina zu einem Hauptthema werden, und zwar gerade in
Verbindung mit der Wahlentscheidung in Nordamerika,
wo ein Präsident wiedergewählt worden ist, der sich jetzt
eigentlich die Zeit nehmen müsste, dieses Thema, das
wegen des Wahlkampfes praktisch liegen geblieben ist,
zuallererst anzugehen. Also hat man doch gute Gründe,
den amerikanischen Freunden von dieser Seite des At-
lantiks aus zu sagen: Gehen wir jetzt gemeinsam entwe-
der in die alte Roadmap oder mit dem israelischen
Ministerpräsidenten und dem Quartett in ein Gespräch
darüber, wie wir in dieser Situation wenigstens einiger-
maßen Friedensfähigkeit herstellen können: Wie können
wir stabile Institutionen in Palästina schaffen? Wie sieht
das Angebot der Europäischen Union aus? Wird das so
fortgesetzt, läuft das so weiter? Ist das ein spezieller
Aufgabenbereich für uns?

(Zuruf des Bundesministers Joseph Fischer)

– Man mag das besprochen haben, Herr Bundesaußen-
minister. Es wäre besser gewesen, Sie hätten das hier
noch einmal konzeptionell vorgetragen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Denn Europa können Sie den Menschen nur näher brin-
gen, wenn Sie die Fähigkeit Europas, zur Lösung der
Probleme in der Welt etwas beizutragen, darstellen.

Europa hat zu wenig Gewicht. Bezüglich der Lissa-
bon-Strategie, die das Ziel verfolgt, dass wir 2010 die
Besten auf der Welt sind, wenn wir unsere eigenen Be-
schlüsse ernst nehmen, haben wir ja die Hälfte des We-
ges bereits zurückgelegt, denn das ist 2000 beschlossen
worden und jetzt haben wir fast 2005.

Die Bilanz sieht laut Kok-Bericht äußerst mager aus.
Herr Bundesaußenminister, man kann darüber streiten,
wie dieser sehr kritische Bericht von Wim Kok sprach-
lich interpretiert werden kann. Der noch amtierende Prä-
sident der EU-Kommission Prodi konnte diesem Bericht
nichts hinzufügen. Er hat vielmehr bedauert, dass sich
die Nationen in Europa überhaupt nicht an das gehalten
haben, was damals in Lissabon verabredet worden ist.

Es nützt eben nichts, dem Iran zu Leibe rücken oder
ein gewichtiges Wort bei anderen Konfliktherden der
Welt mitreden zu wollen, wenn man nicht eigenes Ge-
wicht auf die Waage bringt. Eigenes Gewicht auf die
Waage bringen heißt, dass die Repräsentanten der Euro-
päischen Union in internationalen Verhandlungen gar
nicht mit lauter Stimme sprechen müssen, weil die ande-
ren schon wissen, dass in diesem Kontinent ein gewalti-
ges Potenzial und eine gewaltige Kraft in Wissenschaft,
Politik, gesellschaftlicher Entwicklung, Forschung und
Innovationsdrang steckt.

(Beifall bei der FDP)

Das aber hat die Europäische Union bis heute nicht
zustande gebracht. Sie hat sich international kein Ge-
wicht gegeben. Selbst bei den Beschlüssen zur eigenen
Sicherheitspolitik ist erkennbar, dass sich 400 Millio-
nen Europäer im Kern immer noch auf 250 Millionen
Amerikaner verlassen. Dass wir mit Amerika angesichts
seiner Verteidigungsausgaben und seiner wirtschaftli-
chen Kraft nicht mithalten können, ist klar. Dass wir in
Europa aber so wenig aus unseren Chancen machen, das
hätte ich mir nach den Beschlüssen von Lissabon nicht
vorstellen können.

Das ist nichts, was auf Brüssel geschoben werden
könnte. Denn der Kern der Lissabon-Strategie ist die Er-
ledigung der eigenen Hausaufgaben in jedem Mitglieds-
land der Europäischen Union. Deutschland, eine der
größten Volkswirtschaften der Welt, trägt nur sehr wenig
dazu bei, dass die Europäische Union zu diesem Kraft-
paket wird und dieses Fähigkeitspotenzial entwickelt,
das wir uns alle wünschen.

Diese Defizite müssen nicht auf einem europäischen
Gipfel besprochen werden. Die eigenen Hausaufgaben
muss man selbst erledigen. Sie müssen sich aber fragen
lassen, wie Sie es begründen, dass das bevölkerungs-
reichste Land der Europäischen Union mit einer der
größten Volkswirtschaften der Welt bisher einen derart
dürftigen Beitrag zur Kraftentwicklung der Europäi-
schen Union nach dem Lissabon-Prozess geleistet hat.

(Günter Gloser [SPD]: Weil Sie Ihre Haus-
aufgaben nicht gemacht haben!)

Wir bleiben weit hinter unseren Möglichkeiten zurück,
und zwar so weit, wie es in der Nachkriegsgeschichte
der Bundesrepublik noch nie der Fall gewesen ist.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Man kann den Menschen Europa nur vermitteln,
wenn man ihnen klar macht, dass wir die Chance haben
– und das auch wollen –, Probleme aktiv zu lösen, und
dass wir Führung in internationalen Angelegenheiten
nach einem Wertekanon übernehmen wollen, der in un-
serer Verfassung enthalten ist. Man kann den Menschen
Europa auch nur dann vermitteln, wenn sie das Gefühl
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haben, dass sie etwas von Europa haben, dass ihre Frei-
heit gesichert wird und dass sie mehr wirtschaftliche
Chancen haben. All das wird gegenwärtig nicht in aus-
reichender Weise getan. Man sollte sich daher hinterher
nicht wundern, wenn gegrummelt wird und wenn sich
Gesellschaften nicht innovativ am europäischen Prozess
beteiligen. Diese Aufgabe obliegt uns; denn wir bilden
die politische Führung des Landes.

Herr Bundesaußenminister, Sie sollten zu einem solch
wichtigen Thema nicht noch einmal eine Regierungser-
klärung wie nach einem normalen europäischen Gipfel
abgeben, wenn Sie aus Europa etwas machen wollen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – 
Friedrich Merz [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun die Kollegin Ulrike Höfken, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Herr Dr. Gerhardt, der Europäische Rat zeich-
net sich durch einen komplexen Arbeitsprozess aus, in
dem viele Punkte behandelt werden. Aber Sie haben es
fertig gebracht, zu keinem dieser Punkte wirklich etwas
zu sagen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Es war sicherlich ganz bewusst kein Gipfel, der sich mit
der US-Wahl oder mit der US-Politik befasst hat. 

Ich will Ihr Stichwort aufgreifen, dass man Europa
den Menschen vermitteln muss. Dazu gehört für mich,
dass man wichtige und positive Entwicklungen in der
EU in den Vordergrund stellt. Dazu gehört ganz gewiss
die Unterzeichnung der EU-Verfassung durch die Re-
gierungschefs. Diese Verfassung bedeutet mehr Demo-
kratie, mehr Transparenz und die Stärkung des Europäi-
schen Parlaments. Die für alle Mitgliedsländer und alle
Bürgerinnen und Bürger der EU verbindliche Grund-
rechte-Charta versteht Europa nicht nur als Wirtschafts-
gemeinschaft, sondern auch als Wertegemeinschaft. Das
ist ein wichtiger Prozess.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Dazu gehört dann auch Butter bei die Fische, Herr
Dr. Schäuble. Mit Ihrer Polemik vermitteln Sie den euro-
päischen Prozess auch nicht besser. Dazu gehört viel-
mehr, die Ratifizierung der Verfassung in Deutschland
voranzutreiben, diesen Prozess gegen Instrumentalisie-
rungen von rechts oder auch durch eine Fraktion dieses
Bundestages zu verteidigen und diese Ratifizierung zu
einem Erfolg zu führen. 

Zu den positiven Entwicklungen gehören auch die
demokratischen Prozesse um die Bildung der neuen
EU-Kommission. Der Europäische Rat hat die neue
Liste der designierten Mitglieder der Kommission ange-
nommen. In zwei Fällen wurde ein Kommissar ersetzt.
Auch in der Energiepolitik hat es einen Wechsel gege-
ben. Gerade bei dem hochaktuellen Thema der Energie
hoffen wir, bald in den Arbeitsprozess überzugehen. Ich
will darauf aufmerksam machen, dass sich die Bundesre-
gierung gemeinsam mit Österreich und Irland erfolg-
reich dafür eingesetzt hat, dass dem europäischen Ver-
fassungsvertrag eine Erklärung beigefügt ist, die besagt,
dass der Euratom-Vertrag im Rahmen einer so rasch wie
möglich einzuberufenden Regierungskonferenz auf den
Prüfstand zu stellen ist. Hierzu wird eine kluge, starke
und kompetente EU-Kommission benötigt. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Man kann sich sicherlich die Frage stellen, ob nicht
eine umfassendere Umgestaltung der designierten Kom-
mission angemessen gewesen wäre. Nach der Auswer-
tung der Befragungen der Kommissare hätten wir uns in
einigen weiteren Fällen Veränderungen gewünscht. Aber
generell kann man sagen: Demokratie bringt Leben in
die Bude und führt zu mehr Aufmerksamkeit für die eu-
ropäische Politik. Insgesamt lässt sich der Prozess, nach
dem sich die neue Kommission letztlich zusammenset-
zen wird, mit Fug und Recht als Beleg für das Funktio-
nieren der europäischen Institutionen und als Beitrag zu
ihrer weiteren Stärkung werten. 

Es zeigt sich übrigens auch, wie weise der Vorschlag
des Verfassungskonventes war. Er hatte nämlich vorge-
schlagen, aus jedem Mitgliedsland eine Liste von drei
Kandidaten vorzulegen – darunter mindestens eine
Frau –, aus der der Kommissionspräsident wählen kann.
Eine solche Liste hätte den Charme gehabt, dass natio-
nale Befindlichkeiten nicht so sehr getroffen würden,
wenn der eine oder andere Kommissar in die Kritik ge-
rät. Man kann hoffen, dass es in Zukunft doch noch eine
solche Veränderung geben wird.

Zur Lissabon-Strategie. Ich denke, das ist, wie die
Kollegin Schwall-Düren schon betont hat, ein Prozess,
der die Menschen in Europa sehr direkt bewegt. Dies ist
darum auch ein sehr wichtiger Prozess für Europa. Nun
geht es um die Halbzeitüberprüfung. Der Plan, die EU
bis 2010 durch eine ausgewogene Strategie, die eine
wirtschaftliche, soziale und umweltpolitische Dimension
umfasst, zum wettbewerbsfähigsten, wissensbasierten
Wirtschaftsraum der Welt zu machen, wurde natürlich
seinerzeit in der Hochphase der New Economy geboren.
Er war – das wissen wir nun alle – zu ehrgeizig. Die Be-
schäftigungsraten auf 70 Prozent zu erhöhen war das
Ziel.

Großen Worten – das muss man sagen – sind bisher
zu wenige Taten gefolgt. Das ist nicht nur wirtschaftspo-
litisch bedauerlich, sondern, auch was die Glaubwürdig-
keit der EU-Politik angeht, ein bedauernswürdiger Pro-
zess, weil wir keine Erwartungen und Ziele formulieren
dürfen, die hinterher nicht erfüllt werden können; das
wissen wir auch aus der nationalen Politik. Sonst wird,
wie es Wim Kok hinsichtlich der Halbzeitbilanz in Be-
zug auf die Lissabon-Strategie formuliert hat, die EU zu
einem Synonym für verfehlte Ziele und gebrochene Ver-
sprechen. Das darf nicht der Fall sein. 
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Es ist klarzustellen – das hat Herr Schäuble schon be-
tont –: Die negative öffentliche Meinung würde sich in
diesem Fall natürlich gegen die Mitgliedstaaten richten.
Festzustellen ist aber auch, dass die Schwierigkeiten, die
gesetzten Ziele zu erreichen, nicht die Ziele an sich, also
weder die Ziele im Hinblick auf die Beschäftigung noch
die Modernisierungsstrategie von Lissabon und Göte-
borg, falsch machen. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

An der gesellschaftlichen Modernisierungsstrategie, die
auf dem Dreiklang von Wirtschaft, Sozialem und Um-
welt beruht, gilt es festzuhalten. 

Jetzt wird kritisiert, dass die Agenda durch vielfältige
Ziele überfrachtet wird. Insbesondere die umweltpoliti-
schen Ziele geraten in die Kritik. Als Antwort wird auch
im Kok-Bericht die Fokussierung auf das Ziel der Wett-
bewerbsfähigkeit formuliert. Damit kann allerdings
nicht die Industriepolitik der 60er-Jahre gemeint sein;
denn im Zeitalter der Globalisierung kann man das Ziel
der Wettbewerbsfähigkeit durch sie ganz gewiss nicht
erreichen.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Richtig!)

Europas Erfolg hinsichtlich Wettbewerbsfähigkeit und
Stabilität beruht auf der konzeptionellen Verbindung
von Sozialem, Marktwirtschaft und Nachhaltigkeit. Ins-
besondere der Prozess von Kioto, der jetzt wieder ein-
setzt, wird dazu beitragen. Wir erwarten, dass die Euro-
päische Union, wie es auch der Minister formuliert hat,
unterstützt von der Bundesregierung das Zusammenwir-
ken von nachhaltiger Entwicklung und nachhaltigem
Wachstum zu einem Erfolg führen wird.

Eine letzte Bemerkung. Ich habe gesagt, dass die Mit-
gliedsländer in die Kritik zu nehmen sind. Aber ich will
auch ganz deutlich sagen: Es ist unerlässlich, dass wir
unsere Strukturreformen in Deutschland erfolgreich
umsetzen. Es ist von der Opposition unglaublich schein-
heilig, in öffentlichen Debatten eine Fundilinie zu fah-
ren, im Bundesrat den Subventionsabbau zu blockieren
und gleichzeitig nach dem Stabilitätspakt zu schreien.
Wir müssen unsere besagten Hausaufgaben gemeinsam
erledigen. Ich denke – die Kollegin hat das bereits ge-
sagt –, dass die Bundesrepublik nicht schlecht da steht,
weder bei der Mehrwert- noch bei der Einkommen- oder
der Körperschaftsteuer. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Ja, ja! 
Von wegen!)

Sehr wichtig ist allerdings die Binnenmarktstrategie
der Bundesregierung. Dazu wurde ein Positionspapier
formuliert, in dem unter anderem deutlich gemacht
wurde, dass wir bei der Unternehmensbesteuerung eine
einheitliche Bemessungsgrundlage und die entsprechen-
den Rahmenbedingungen auf europäischer Ebene brau-
chen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Höfken, denken Sie bitte an Ihre Redezeit.

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Ja. – Die Lissabon-Strategie wird dann ein Erfolg,

wenn die Mitgliedsländer der EU – so auch Deutsch-
land – erfolgreich sind. Unsere Verantwortung, auch die
der Opposition, besteht darin, die begonnenen Reformen
im Dreiklang von Wirtschaft, Sozialem und Umwelt zu
guten Ergebnissen zu führen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Matthias Wissmann,

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Wissmann (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe

Kolleginnen und Kollegen! Der Gipfel verlief den Zei-
tungen zufolge fast so wie die Rede des Bundesaußenmi-
nisters:

(Zuruf von der SPD: Ach nein!)

ohne Spannungen und ohne Höhepunkte. 

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wie ist das denn mit Ihrer Rede?)

In Wahrheit führte dieser Gipfel aber zu einem der größ-
ten Fehlschläge beim Kernthema Lissabon-Strategie. 

Welch ein Fehlschlag die Lissabon-Strategie gewesen
ist, wird nicht nur von uns christlichen Demokraten be-
schrieben. Das hat auch der Vertreter der SPD in der
Kok-Gruppe, Herr Mirow, getan, indem er gesagt hat:

Der wichtigere Aspekt ist, dass die Hausaufgaben
nicht gemacht worden sind.

Der noch amtierende Kommissionspräsident, Romano
Prodi, hat die Lissabon-Strategie in der „Financial
Times“ mit den Worten umschrieben: „Lissabon ist ein
großer Fehlschlag“. Wim Kok hat immer wieder gesagt:
Vor allem die fehlende Handlungsbereitschaft der natio-
nalen Regierungen ist Grund dafür, dass die Lissabon-
Strategie bis jetzt gescheitert ist.

Meine Damen und Herren, durch diese Aussagen
wird der Blick auf folgende Frage gelenkt: Was hat ei-
gentlich die Bundesregierung in den letzten vier Jahren
getan,

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Haben 
Sie mir nicht zugehört?)

damit das, was sie unterschrieben hat, auch umgesetzt
wird? Dass es anders gehen kann, dass man in einem eu-
ropäischen Land Wachstumsimpulse setzen kann und
dass man über einen langen Zeitraum Innovationen reali-
sieren kann, zeigt sich beim Vergleich zweier Länder.
Vergleichen Sie die Entwicklung in Großbritannien in
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den letzten Jahren mit der in Deutschland: Das reale
Bruttoinlandsprodukt ist in den Jahren 2001 bis 2003 in
Deutschland um 0,9 Prozent, in Großbritannien um
6,2 Prozent gestiegen. Hätte Deutschland zwischen 2001
und 2003 das gleiche reale Wirtschaftswachstum er-
reicht wie Großbritannien, läge unser Bruttoinlandspro-
dukt heute um mehr als 100 Milliarden Euro höher. Herr
Bundesaußenminister, in den letzten zehn Jahren ist das
Bruttoinlandsprodukt Großbritanniens Jahr für Jahr stär-
ker gewachsen als das Deutschlands. In den letzten zehn
Jahren ist die Arbeitslosigkeit in Großbritannien immer
weiter gesunken, auf jetzt unter 5 Prozent – Größenord-
nungen, wie wir sie vielleicht noch im mittleren Neckar-
raum erreichen. Was die meisten vergessen: Vor zehn
Jahren lag das Nettoeinkommen der Arbeitnehmer in
Großbritannien um 10 Prozent unter dem in Deutsch-
land. Heute liegt das Nettoeinkommen der Arbeitnehmer
in Großbritannien im Schnitt um 10 Prozent über dem in
Deutschland. Das heißt, eine langfristig anhaltende, mu-
tige Innovationspolitik in Großbritannien – früher von
Konservativen, heute von Sozialdemokraten – führt ganz
offensichtlich genau zu den Ergebnissen, die mit der Lis-
sabon-Strategie beabsichtigt sind. Das gegenteilige Ver-
halten führt zu dem großen Fehlschlag, den wir leider in
Deutschland, Frankreich, Italien und anderen Ländern
der Europäischen Union zu verzeichnen haben. Ich
finde, das müssen wir zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Wie reagiert der Bundeskanzler darauf? Der Bundes-
kanzler gibt im Anschluss an den Gipfel zu erkennen,
dass er überhaupt nichts davon hält, Ranglisten der re-
formfreudigsten EU-Mitglieder bezüglich der Lissabon-
Strategie einerseits und der reformlangsamsten anderer-
seits zu erstellen. Das ist ungefähr so, als würde ein Bun-
desliga-Fußballverein, der kurz vor dem Abstieg steht,
sagen: Bitte in Zukunft keine Tabelle mehr! Man könnte
ja merken, dass wir schlecht gespielt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Das Gegenteil ist richtig: Wir brauchen Wettbewerb.
Wir brauchen Tabellen, um zu erkennen, wo wir Schwä-
chen und wo wir Stärken haben. Betrachten wir zwei Bei-
spiele: erstens die Erwerbstätigenquote älterer Arbeit-
nehmer. In Deutschland sieht sich mancher schon mit 55,
56, 57 oder 58, früher als er will, aus dem Arbeitsmarkt
herausgedrängt. In der EU der 25 liegt die Erwerbstäti-
genquote älterer Arbeitnehmer bei 40,2 Prozent. In
Deutschland liegt sie bei 39,5 Prozent, in den USA bei
59,9 Prozent. Das Lissabon-Ziel liegt bei 50 Prozent. 

Zweites Beispiel: die Forschungsausgaben im Ver-
hältnis zum Bruttosozialprodukt: 2003 betrug das Ver-
hältnis in Deutschland 2,5 Prozent, in den USA 2,8 Pro-
zent, in Japan 3 Prozent, in Schweden sogar 4,3 Prozent.
Es genügt nicht, sich darüber hinwegzutrösten, dass die
Ausgaben für einzelne Forschungsbereiche etwas gestie-
gen sind; das ist ein Irrtum. Wenn wir in Deutschland
nicht mehr in Forschung und Technologie investieren,
dann werden wir weiter zurückfallen. Wir haben die Ver-
dopplung der Forschungsausgaben nicht erreicht, die Sie
einst versprochen haben.
Die Expertengruppe der Europäischen Union mit
Herrn Mirow, einem sozialdemokratischen Mitglied,
nennt in ihrem Bericht dringend erforderliche Maßnah-
men, die auf europäischer Ebene, aber auch in den Mit-
gliedstaaten angegangen werden müssen. Ich nenne nur
einige wenige:

Erster Punkt: Forschung und Entwicklung müssen
absolute Priorität bekommen. Sind wir dieses Ziel in
Deutschland wirklich mit Nachdruck angegangen? Sie
haben Ihr Versprechen der Verdopplung der Ausgaben
für Forschung nicht eingehalten. Sie sagen jetzt, sie wä-
ren um 36 Prozent angestiegen. In Wahrheit war es we-
niger. Dabei müsste hier im Parlament doch eigentlich
Konsens darüber bestehen, dass wir alles machen dürfen,
außer bei der Blutzufuhr zum Kopf Deutschlands kür-
zen.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Ich sage 
nur: Eigenheimzulage!)

Wir brauchen Wissenschaft und Forschung. Wir müssen
diese beiden Beispiel stärken und nicht auch noch dort
Mittel kürzen, wie wir es in den letzten Jahren leider er-
lebt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Zweiter Punkt: der Binnenmarkt. Der Binnenmarkt
für den freien Kapital- und Warenverkehr in Europa
muss vollendet werden. Auch der Binnenmarkt für
Dienstleistungen muss unverzüglich geschaffen werden.
Die schnelle Verabschiedung der Richtlinie der EU-
Kommission „Dienstleistungen im Binnenmarkt“ wäre
ein konsequenter Schritt zur Umsetzung der Forderun-
gen und Vorschläge der Kok-Gruppe. Was tun wir in
Deutschland dafür, den vollständigen Binnenmarkt her-
beizuführen? Ich finde, auch wir in Deutschland tun da-
für zu wenig.

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege Wissmann, gestatten Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Kuhn?

Matthias Wissmann (CDU/CSU): 
Ja.

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Bitte sehr, Herr Kuhn.

Fritz Kuhn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Wissmann, Sie haben gerade gesagt, dass

Deutschland zu wenig für Forschung, Wissenschaft und
Ausbildung tut und dass deshalb die Lissabon-Ziele
nicht erreicht werden. Haben Sie die Haushaltsdiskussio-
nen in den letzten Wochen mitbekommen, in denen Rot-
Grün den Vorschlag gemacht hat, eine wesentliche Sub-
vention alter Strukturen, nämlich die Eigenheimzulage,
zu streichen und diese Mittel für Wissenschaft, For-
schung und Bildung auszugeben?

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Er will sie doch
gar nicht streichen, sondern sie für den Haus-
halt zur Verfügung stellen!)
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Wie können Sie sich hier hinstellen und sagen, die
Bundesregierung würde diese Ziele nicht anstreben und
nicht erreichen wollen? Sie, die Union, blockieren dies
systematisch. Sie wollen das Alte subventionieren und
damit den Weg für das Neue nicht frei machen. Das, was
Sie hier von sich geben, finde ich extrem.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Matthias Wissmann (CDU/CSU): 
Herr Kollege Kuhn, Sie erhalten von uns immer Un-

terstützung für eine intelligente Erhöhung der For-
schungs- und Technologieanstrengungen nicht nur auf
Bundes-, sondern auch auf Länderebene. Schauen Sie
sich einmal an, was Bayern und Baden-Württemberg tun
und vergleichen Sie das mit der Situation in sozialdemo-
kratisch regierten Ländern!

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: In Bayern wird gestrichen, Herr
Wissmann!)

Ich sage Ihnen aber: Wir werden auf gar keinen Fall
damit einverstanden sein, dass Mittel von einem Haus-
haltstitel zu einem anderen umgeschichtet werden, wäh-
rend sich gleichzeitig die Schulden erhöhen. Kürzen Sie
den konsumtiven Teil des Haushalts und stärken Sie den
Forschungsteil! Kürzen Sie die Subventionen – auch mit
uns –, aber tun Sie das intelligent!

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir nehmen Sie beim Wort! – Zurufe
und Lachen bei der SPD)

Greifen Sie nicht eine bestimmte Maßnahme heraus und
ersetzen Sie diese durch eine andere! Sie erhalten von
uns immer Unterstützung, wenn Sie den Gesamthaushalt
kürzen.

(Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Von irgendwoher muss es kommen!
Was heißt „Gesamthaushalt“? – Ulrike Höfken
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Helau! –
Dietmar Nietan [SPD]: Das war eine Aussage
vom 11. November!)

Eigenheimzulage gegen Forschung – was für ein
kleinkariertes Spiel!

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Das ist
nicht kleinkariert, sondern zukunftsorien-
tiert! – Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Kleinkarierte Milliarden!)

Durch die Streichung der Eigenheimzulage könnten Sie
die Forschungsausgaben nicht so erhöhen, wie es drin-
gend notwendig wäre. Kürzen Sie im konsumtiven Teil
des Haushalts!

(Dietmar Nietan [SPD]: Wo?)

Gehen Sie an die hohen Ausgaben der Bundesanstalt für
Arbeit!

(Jörg Vogelsänger [SPD]: Wo?)
Gehen Sie an die viel zu hohen Transferleistungen im
konsumtiven Bereich! Dann werden Sie unsere Unter-
stützung mit Sicherheit erhalten.

(Ulrike Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo denn? – Dr. Uwe Küster [SPD]: Sa-
gen Sie doch mal, wo gekürzt werden soll! Er-
zählen Sie mal ein bisschen! Wo wollen Sie
kürzen? Beim Kindergeld?)

Ich weiß, dass Sie das nicht gerne hören, aber ohne eine
Erhöhung unserer Forschungsausgaben werden wir im
weltweiten Wettbewerb nicht Schritt halten.

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Außer Blasen nichts 
„gewasen“!)

Meine Damen und Herren, in dem Expertenbericht
der 13 wird vorgeschlagen, die Empfehlungen der euro-
päischen Task Force „Beschäftigung“ rasch umzusetzen,
das heißt unter anderem, Arbeitsmarktreformen durch-
zuführen. Wo sind Ihre Strategien für eine Erneuerung
des Arbeitsmarkts über die Agenda 2010 hinaus? Wo
sind Ihre Vorstellungen für eine langfristige Flexibilisie-
rung des Arbeitsmarktrechts? Wo sind Ihre Maßnahmen
zur Modernisierung des Jugendschutzes? Wo sind Ihre
Vorschläge zur Deregulierung von Ausbildungsverord-
nungen? Wo sind Ihre Vorstellungen, die langfristig zu
einer Erneuerung unserer verkrusteten Arbeitsmarkt-
strukturen führen?

Stattdessen hat sich der Bundeskanzler nach dem eu-
ropäischen Gipfel dazu verstiegen, den Eindruck zu er-
wecken, man müsse den Stabilitätspakt aufweichen, um
der Lissabon-Strategie doch noch zum Erfolg zu verhel-
fen. Dieses Argument ist meiner Ansicht nach schlicht-
weg falsch. Deutschland hat nicht Schwierigkeiten beim
wirtschaftlichen Wachstum, weil wir zu wenig Schulden
machen. Das Wachstum ist vielmehr wegen der schlech-
ten politischen Rahmenbedingungen und gerade auch
wegen der zu hohen Staatsschulden so gering.

Seit dem Jahr der Euro-Bargeldeinführung hat die rot-
grüne Bundesregierung die Kriterien von Maastricht be-
züglich der Neu- und der Gesamtverschuldung perma-
nent verletzt: 2002 betrug die Defizitquote 3,5 Prozent,
2003 waren es 3,9 Prozent und für 2004 erwarten wir
eine Quote von 3,7 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.
Wir verletzen ein weiteres Stabilitätskriterium. 2004
wird die Gesamtverschuldung Deutschlands 60 Prozent
des Bruttoinlandsprodukts übersteigen und 66 Prozent
betragen. Damit verstoßen wir elementar gegen den Sta-
bilitätspakt. Wir verstoßen auch gegen das, was wir als
Bundestag einmal gemeinsam beschlossen haben. Vor
zwölf Jahren hat der Bundestag beschlossen – ich zitiere
wörtlich –, sich jedem Versuch zu widersetzen, die Sta-
bilitätskriterien aufzuweichen, die in Maastricht verein-
bart worden sind. 

Der potenzielle Nachahmungseffekt der stabilitäts-
widrigen Haltung Deutschlands in Sachen Defizitverfah-
ren darf nicht unterschätzt werden. Es wird der Eindruck
erweckt, Regeln zählten in Europa nicht, wenn es sich
um die Großen handelt, so wie damals, als Bundeskanz-
ler Schröder und Finanzminister Eichel mit der Brech-
stange einen blauen Brief aus Brüssel abgewendet
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haben. Inzwischen berufen sich andere Nationen auf das
schlechte Beispiel Deutschlands. Deutschland hat ein-
mal den Stabilitätspakt herbeigeführt. Heute erwecken
der Bundeskanzler und die gesamte Bundesregierung
den Eindruck, als sei der Stabilitätspakt nichts mehr
wert. Sie verfolgen die falsche Strategie. Leider haben
Sie sich bis heute nicht zu einer Korrektur entschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ich möchte ein anderes großes Thema des Gipfels an-
sprechen, das heute leider nur in wenigen Bemerkungen
thematisiert worden ist, nämlich das Verhältnis zwi-
schen Europa und den USA. Wir müssen jetzt, nach
der Wahl des neuen amerikanischen Präsidenten, auf eu-
ropäischer und amerikanischer Seite alle Anstrengungen
unternehmen, um Brücken zwischen Europa und Ame-
rika zu bauen. Es gibt Bereiche, in denen wir die Interes-
sen bündeln könnten. Wir müssen zum Beispiel neue Im-
pulse für eine Öffnung der Märkte setzen. Wir müssen
bis 2015 das Ziel verfolgen, einen gemeinsamen euro-
päisch-amerikanischen Handelsraum, eine Transatlantic
Free Trade Area, TAFTA, zu erreichen. 

Zwischen den beiden Wirtschaftsräumen Europa und
Amerika ist bis heute – das wird auch in Zukunft so blei-
ben – der größte Handelsraum der Erde entwickelt wor-
den. 40 Prozent des Welthandels finden in diesem Be-
reich statt. Die Amerikaner haben ein Interesse daran,
ihre konjunkturelle Entwicklung zu verstärken; die Eu-
ropäer, vor allem wir Kontinentaleuropäer, haben ein In-
teresse daran, zusätzliche Wirtschaftsimpulse zu setzen.
Der Abbau bestehender Zoll-und-Nichtzoll-Barrieren im
transatlantischen Sektor hätte einen bedeutenden Wachs-
tumsimpuls zur Folge. Für die Europäische Union wird
ein Zuwachs von 0,7 bis 2 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts geschätzt. Auch für die Amerikaner wären erhebli-
che zusätzliche Wachstums- und Jobimpulse möglich. 

Ich habe eine Aussage dazu vermisst, Herr Bundesau-
ßenminister, was wir tun können und tun müssen, um im
europäisch-amerikanischen Dialog neue Wege zu be-
schreiten und positive Impulse zu setzen. Unser Vor-
schlag ist: Setzen Sie nicht nur, aber auch in der Wirt-
schafts- und Handelspolitik neue Impulse! Sorgen Sie
nicht für Gräben zwischen Europa und Amerika, son-
dern für transatlantische Brücken! Damit täte Europa et-
was Gutes für die Welt, für die Wirtschaftsentwicklung
zu Hause und die Jobs in Deutschland. Hierzu haben wir
heute eine Aussage vermisst, Herr Bundesaußenminister.
In Zukunft wünschen wir uns weniger tönerne Erklärun-
gen und mehr klare politische Schritte für Europa, für
Wirtschaftsimpulse und für ein besseres transatlanti-
sches Verhältnis.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Für die SPD-Fraktion spricht nun der Kollege

Dietmar Nietan.

Dietmar Nietan (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Dieser Europäische Rat hat gerade auch zu wichtigen au-
ßenpolitischen Rahmenbedingungen, die für Europas Si-
cherheit und Stabilität von grundlegender Bedeutung
sind, wichtige Entscheidungen getroffen und wichtige
Erklärungen abgegeben. Ich will darauf gleich zurück-
kommen.

Erlauben Sie mir bitte, zu Beginn auf das, was von
den Kolleginnen und Kollegen der Opposition gesagt
wurde, kurz einzugehen. Europa näher bringen bedeutet,
dass die Menschen im politischen Wettbewerb in Eu-
ropa, aber auch in unserem Land erkennen können, wo-
für politische Parteien stehen. Ich bin sehr selbstkritisch
und sage Ihnen, dass manche in unserem Land vielleicht
schon graue Haare wegen des einen oder anderen hand-
werklichen Fehlers dieser Koalition bekommen haben.
Aber diesen werden die Haare ausfallen angesichts der
Tatsache, dass sie an diesem Tag nur Gezeter gehört ha-
ben, aber keine Aussage darüber, was diese Opposition
will.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie will man Europa den Menschen näher bringen,
wenn sie nicht wissen, wofür die Union steht. Kollege
Wissmann, Sie wissen, dass ich Sie sehr schätze, aber
ich muss an dieser Stelle sagen: Wenn Sie von der Kür-
zung von Transferleistungen sprechen, dann sollten Sie
auch so mutig sein, zu sagen, welche Sie meinen, und
sich der öffentlichen Diskussion stellen. Wenn die Kopf-
pauschale kommt, dann werden wir uns über ganz an-
dere konsumtive Transferleistungen in diesem Bundes-
haushalt unterhalten. Wie Sie argumentiert haben, das
nenne ich unredlich.

(Beifall bei der SPD)

Es ist hoch spannend zu sehen, dass der Kollege
Gerhardt – für uns alle nicht überraschend – sogar auf
Englisch zitiert, wie die Schlussfolgerungen des Euro-
päischen Rats zum transatlantischen Verhältnis be-
ginnen. Es ist auch bezeichnend, dass der Kollege
Gerhardt nach dem ersten Satz aufhört. Ich will weiter
zitieren. Erlauben Sie mir, dass ich das auf Deutsch tue.
Nach dem Glückwunsch heißt es:

Unsere enge transatlantische Partnerschaft, die auf
gemeinsamen Werten basiert, ist für Europas Kon-
zept der Schaffung von Frieden, Sicherheit und
Wohlstand auf internationaler Ebene

– jetzt kommt die entscheidende Passage – 

von grundlegender Bedeutung.

Weiter heißt es in den Schlussfolgerungen des Europäi-
schen Rates:

Die EU und ihre Mitgliedstaaten freuen sich darauf,
sehr eng mit Präsident Bush und seiner neuen Re-
gierung zusammenzuarbeiten, damit gemeinsame
Anstrengungen – und zwar auch in multilateralen
Institutionen – unternommen werden können, um
die Rechtsstaatlichkeit zu fördern und eine gerechte,
demokratische und sichere Welt zu schaffen.

Wenn Sie also zitieren, dann zitieren Sie bitte zu Ende
und versuchen Sie nicht krampfhaft, den Eindruck zu er-
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wecken, als würde diese Regierung weiterhin transatlan-
tische Gräben aufreißen. Das Gegenteil ist der Fall.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich möchte noch zu einem Punkt des Kollegen
Schäuble kommen. Natürlich kann man sagen, dass das,
was dem irakischen Ministerpräsidenten Alawi auf dem
europäischen Gipfel versprochen wurde, noch nicht ge-
nug sei. Aber wenn Sie von einer Zuschauerrolle
Deutschlands und Frankreichs sprechen

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Er 
hat zitiert! Alawi hat das gesagt!)

– ja, aber Sie haben dem nicht widersprechen wollen –
und dies als Untermauerung Ihrer Kritik zitieren, dann
müssen Sie auch sagen, was Ihrer Meinung nach die
Bundesregierung tun muss, damit man nicht in den Ver-
dacht gerät, eine Zuschauerrolle einzunehmen. Sie müs-
sen auch zugeben, dass jetzt deutsche Truppen im Irak
stünden, wenn es seinerzeit eine unionsgeführte Bundes-
regierung gegeben hätte. Ich bin gespannt, ob das die
Bevölkerung dazu anhalten würde, Ihren Kurs in dieser
Sache zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich will einen letzten Punkt ansprechen: Natürlich ist
es richtig – das steht außer Frage –, dass wir das transat-
lantische Verhältnis neu beleben und intensivieren
müssen. Ich halte es aber für an den Haaren herbeigezo-
gen, wenn Sie die Tatsache, dass der Außenminister in
seiner Regierungserklärung nicht noch einmal auf diese
Punkte im Schlusskommuniqué eingegangen ist, als
Skandal bezeichnen. Der Außenminister hat zu Beginn
des Jahres mit seiner Rede auf der Sicherheitskonferenz
in München

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 
Zu spät!)

und auch mit seinen Ausführungen in der „FAZ“ zur Re-
konstruktion des Westens gezeigt, dass er sich wie kaum
ein anderer in der Europäischen Union darum bemüht,
mit ganz konkreten Projekten wie zum Beispiel Broader
Middle East die transatlantische Zusammenarbeit zu ver-
stärken. Ihm jetzt nur deshalb, weil er das an dieser
Stelle nicht noch einmal betont hat, skandalöses Verhal-
ten vorzuwerfen, nenne ich unredlich, Herr
Dr. Schäuble.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Herr Gerhardt hat noch einmal zu Recht darauf hinge-
wiesen, dass wir im Nahostfriedensprozess in einer ganz
entscheidenden Situation sind. Das möchte ich hier noch
einmal unterstreichen. Ich habe es für das richtige Signal
gehalten, dass der Europäische Rat den Beschluss der
Knesset vom 26. Oktober unterstützt, sich aus dem Ga-
zastreifen und aus Teilen der nördlichen West Bank zu-
rückzuziehen. Ich halte es auch für dringend notwendig,
dass die Europäer diesen Prozess unterstützen. Denn ich
glaube: Nur mit europäischer Hilfe und nur in dem
Maße, wie es auch schon Javier Solana mit seinem Maß-
nahmenprogramm angedeutet hat, können wir sicherstel-
len, dass im Gazastreifen nach einem Rückzug geord-
nete Verhältnisse eintreten.

Nach dem Tod von Präsident Jassir Arafat stehen wir
hier in der Tat an einem Scheideweg. Ich wünsche mir,
dass die Europäische Union über das hinaus, was sie
dankenswerterweise bisher schon getan hat, diesen Pro-
zess mit weiteren und noch konkreteren Vorschlägen un-
terstützen wird. Ich glaube, gerade am Beispiel des
Rückzugs aus dem Gazastreifen wird deutlich, wie wich-
tig die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der
Europäischen Union ist und wie wichtig Europa als Ak-
teur im Friedensprozess in dieser Region ist.

Ich halte es auch für dringend notwendig, bei diesen
Bemühungen der Europäischen Union zu unterstreichen,
dass der Rückzug aus Gaza der erste Schritt hin zu einer
Zwei-Staaten-Lösung ist. Es muss sichergestellt werden,
dass Verhandlungen folgen, die am Ende zu einem er-
folgreichen Abschluss des Friedensprozesses führen
werden.

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Herr Kollege, gestatten Sie eine Zwischenfrage des

Kollegen Fischer?

Dietmar Nietan (SPD): 
Gern.

(Dr. Andreas Schockenhoff [CDU/CSU]: Al-
les muss man selber machen! – Jerzy Montag
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hören Sie
nur zu!)

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 

Herr Kollege, selbstverständlich bedanke ich mich
zunächst einmal für Ihre freundlichen Worte, aber ich
möchte Sie fragen, ob Sie meinen Eindruck teilen, dass
Herr Schäuble hier zum wiederholten Male in seiner Kri-
tik an der Irakpolitik der Bundesregierung nichts ande-
res vorgetragen hat als seine eigene Position und damit
auch die Position der CDU/CSU, die es für notwendig
hält, deutsche Soldaten in den Irak zu schicken, und dass
wir hier völlig anderer Meinung sind.

Dietmar Nietan (SPD): 
Wir beide sind hier völlig einer Meinung und der ge-

sunde Menschenverstand lässt aus den Äußerungen von
Herrn Schäuble nur den Schluss zu, den Sie gerade gezo-
gen haben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will es noch ein-
mal unterstreichen: Ich glaube, dass wir Europäerinnen
und Europäer die Verpflichtung haben, mit einem kon-
kreten Engagement dafür zu sorgen, dass der Rückzug
aus dem Gazastreifen nicht im Chaos endet, sondern
dass er der Beginn einer Erfolgsstory ist, an deren Ende
eine friedenssichernde Zwei-Staaten-Lösung stehen
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wird. In diesem Sinne sollten wir Europäer uns dafür
einsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Außenminister hat deutlich gemacht, dass Chan-
cen für eine Übereinkunft mit dem Iran in der Frage sei-
nes Nuklearprogramms bestehen. Auch wenn wir noch
nicht absehen können, ob die Verhandlungen am Ende
erfolgreich sein werden, will ich schon darauf hinwei-
sen, dass der Chefunterhändler der Iraner, Hossein
Mousavian, deutlich gemacht hat, er gehe davon aus,
dass man zu einer vorläufigen Übereinkunft gekommen
ist. Ich will sehr deutlich sagen: Wenn es gelingt, durch
das beständige Engagement der EU 3 nicht nur zu einer
vorläufigen, sondern zu einer echten und belastbaren
Übereinkunft mit dem Iran zu kommen, die sicherstellt,
dass das Zusatzprotokoll zum Nichtverbreitungsvertrag
unterschrieben wird und dass es bis zu langfristigen
Vereinbarungen mit dem Iran zur Suspendierung der
Urananreicherung kommt, die ein Monitoring und ein
Controlling in der Nuklearfrage sicherstellen, wäre das
ein großer Erfolg und der Beginn einer neuen Ära in der
gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ich halte auch die gewählte Konstruktion nicht für be-
denklich, dass die so genannten EU 3, bestehend aus
Großbritannien, Frankreich und Deutschland, die Ver-
handlungen führen. Die Tatsache, dass an den letzten
Verhandlungen am vergangenen Wochenende auch ein
Vertreter von Javier Solana teilgenommen hat, zeigt,
dass die drei Staaten für die gesamte EU sprechen. Alle
diejenigen, die das mit einem gewissen Hochziehen der
Augenbrauen beobachtet haben, bitte ich, dafür zu sor-
gen und uns dabei zu unterstützen, dass die europäische
Verfassung möglichst schnell ratifiziert wird. Wenn wir
in Zukunft nicht mehr die EU 3 brauchen, weil wir einen
starken und handlungsfähigen europäischen Außen-
minister haben, würde das auch solche Verhandlungen
erleichtern und sie erfolgreicher machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Europäische
Rat von Brüssel hat aus meiner Sicht deutlich gezeigt:
Die EU muss sich weiterentwickeln. Sie muss sich in der
Gestaltung der verschiedenen Politikbereiche, zum Bei-
spiel der gemeinsamen Agrarpolitik, weiterentwickeln.
Sie muss sich auch in der zentralen Frage der Lissa-
bonstrategie weiterentwickeln. Es hilft nichts, drum her-
umzureden: Die Versäumnisse und Schwierigkeiten, das
Ziel zu erreichen, sind in dem Bericht der Kok-Kom-
mission benannt worden. Sie müssen ernst genommen
werden. Wir sollten sie uns zu Herzen nehmen und daran
arbeiten, dass die Lissabonstrategie letztlich doch zu ei-
nem Erfolg wird.

Genauso wichtig ist es aber, die Institutionen und In-
tegrationsfähigkeit der Europäischen Union auch vor
dem Hintergrund der geplanten weiteren Erweiterung zu
stärken. Deshalb will ich zum Schluss die Forderung von
Herrn Schäuble aufgreifen, die Menschen mitzunehmen:
Lassen Sie uns durch entsprechende Gesetzesinitiativen
dafür sorgen, dass plebiszitäre Elemente in unsere Ver-
fassung aufgenommen werden! Lassen Sie die Men-
schen in unserem Land gemeinsam über die EU-Verfas-
sung abstimmen! Es ist das Beste, sie mitzunehmen, weil
sie dann ernst genommen werden und eine Stimme ha-
ben. Lassen Sie uns in einem solchen Prozess gemein-
sam die Menschen davon überzeugen, mit einer großen
Mehrheit für Europa zu stimmen! Wenn Sie uns auf die-
sem Weg folgen, die Menschen mitzunehmen, dann zei-
gen Sie, dass Sie es mit Ihrer Forderung ernst meinen,
die Menschen in Europa mitzunehmen. Andernfalls
– das vermute ich eher – war sie Schall und Rauch. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Zu einer Kurzintervention erhält der Kollege

Schäuble das Wort.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Abge-

ordnete Fischer hat in einer Zwischenfrage zum wieder-
holten Mal wahrheitswidrig unterstellt, die CDU/CSU
habe die Entsendung deutscher Soldaten in den Irak ge-
fordert. Ich habe in meiner Rede ausdrücklich festge-
stellt: Es ist in Ordnung, dass die Bundesrepublik
Deutschland ihren Beitrag zur Ausbildung irakischer
Soldaten in den Vereinigten Arabischen Emiraten leistet.
Ich habe lediglich über das Thema gesprochen und von
einem Gespräch mit Admiral Giambastiani, einem der
Oberkommandierenden der NATO, am Dienstag dieser
Woche berichtet, in dem er gesagt hat: Wenn die deut-
schen Offiziere für die Arbeit in integrierten Stäben der
NATO ausgebildet würden, sei es schlecht, schädlich
und widersprüchlich, wenn sie im Einsatzfall zurückge-
zogen würden. 

Deswegen möchte ich den Abgeordneten Fischer und
den Bundesaußenminister bitten, die wahrheitswidrige
Verdrehung dessen, was hier gesagt worden ist, zu unter-
lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Zur Erwiderung, Herr Kollege Fischer.

Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Verehrter
Kollege Schäuble, ich denke nicht daran, irgendetwas
zurückzunehmen. Sie haben sich zum wiederholten
Male – es begann bereits vor dem Irakkrieg – in öffentli-
chen Äußerungen dafür ausgesprochen, dass die Bun-
desrepublik Deutschland in der Koalition mit Soldaten
präsent sein soll. Ich habe Sie in einer der letzten Debat-
ten – aus dem Stand kann ich nicht genau verifizieren, in
welcher – schon einmal darauf hingewiesen.
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Heute haben Sie das Argument der Bündnisverpflich-
tung angeführt. Ich halte Ihnen entgegen, dass die Hal-
tung der Bundesregierung unverändert ist: Wir werden
keine Soldaten in den Irak schicken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dafür gibt es gute Gründe, die ich Ihnen nochmals nen-
nen will. Wir waren von Anfang an der Meinung, dass
– anders als im Fall Afghanistan – weder die Gründe be-
lastbar noch die Folgewirkungen bedacht worden sind.
Deswegen wird die Frage, was westliche Truppen leisten
können, von uns negativ beantwortet. Wir sehen uns
durch die Entwicklung diesbezüglich bestätigt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir lassen es Ihnen und Ihrer Partei aber nicht durch-
gehen – ich erinnere in diesem Zusammenhang an den
gemeinsamen Auftritt Ihrer Parteivorsitzenden mit dem
Kollegen Pflüger vor dem Weißen Haus in Washington
an einem Februartag –, dass Sie die Bundesregierung auf
der einen Seite dafür kritisieren, dass wir unseren Ver-
pflichtungen nicht nachkämen, auf der anderen Seite
aber insinuieren – und zwar manchmal in der Sprache
eines Winkeladvokaten –, dass deutsche Truppen betei-
ligt werden sollten. Darin liegt der grundsätzliche Dis-
sens zwischen Ihrer und unserer Politik, den man auch
benennen muss. Das werden wir auch immer wieder tun.
Gegebenenfalls stellen wir die Frage ein weiteres Mal
zur Abstimmung. Dann werden wir sehen, wie sich die
Mehrheit des deutschen Volkes entscheidet.

Ich bin mir sicher, dass die Irakpolitik der Bundesre-
gierung, die auch durch die Fakten getragen wird, von
der Mehrheit unseres Volkes – und zwar auch von vielen
CDU/CSU-Wählerinnen und -Wählern im konservativen
Süden unseres Landes – unterstützt wird. Wir werden
Sie mit Ihrer Position nicht entkommen lassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Andreas Schockenhoff
[CDU/CSU]: So ein Schwachsinn!)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Ich erteile das Wort der Kollegin Sabine Leutheusser-

Schnarrenberger, FDP-Fraktion.

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Für die FDP steht auf der heutigen
Tagesordnung nicht – ich denke, das gilt genauso für die
CDU/CSU –, sich – vielleicht sogar positiv – zu der
Frage zu äußern, ob deutsche Soldaten in den Irak ge-
schickt werden sollen. Das steht tatsächlich nicht auf der
Tagesordnung.

(Beifall bei der FDP)

Wir wollen vielmehr, dass sich Deutschland in starkem
Maße an humanitärer und ziviler Hilfe beteiligt und dass
es die Ausbildung gerade derjenigen Kräfte unterstützt,
die in Zukunft im Irak für mehr Stabilität und Ordnung
sorgen sollen. Lassen Sie uns mit der heutigen Debatte
über den europäischen Gipfel in Brüssel nicht den Wahl-
kampf 2006 vorziehen! 

(Beifall bei der FDP)

Auf dem Gipfel sind sehr wichtige Dinge gerade im
Bereich der Innen- und Justizpolitik entschieden wor-
den, die in der bisherigen Debatte keine Rolle gespielt
haben. Ich möchte in diesem Zusammenhang aus dem
Bericht von Herrn Kok zitieren. Er sagte zu der bisher
gescheiterten Strategie für mehr Wachstum und Beschäf-
tigung: 

Die Spitzenvertreter Europas müssen die Hoffnung
verbreiten, dass das Morgen besser sein wird als das
Heute. 

Genau darum geht es. Wenn wir die Bürgerinnen und
Bürger für Europa begeistern wollen, müssen wir klar
sagen, wo die Defizite liegen und wie sich die derzeitige
reale Situation darstellt, und zwar gerade unter Berück-
sichtigung der Tatsache, dass wir bisher bei der Umset-
zung der Lissabonstrategie für mehr Wettbewerb,
Wachstum und Beschäftigung überhaupt nicht vorange-
kommen sind. Wir müssen auch erklären, was sich hinter
dem Haager Programm – das ist der zweite Komplex –
verbirgt. Dort geht es um Freiheit, Sicherheit, den
Schutz der Grundrechte, bessere Möglichkeiten zur Ver-
folgung von Terroristen und eine bessere Zusammenar-
beit der Polizeien sowie um eine gemeinsame Asyl- und
Flüchtlingspolitik. Wir müssen den Menschen ehrlich
sagen: Jawohl, das beschlossene, umfassende Haager
Programm – das war ein Schwerpunkt des Gipfels in
Brüssel – bedeutet in vielen Punkten einen echten Para-
digmenwechsel in der deutschen Innen- und Justizpoli-
tik. Wir müssen zudem die Punkte nennen, die wir unter-
stützen, und diejenigen, in denen wir Gefährdungen
sehen und die wir kritisieren.

Wir Liberale unterstützen die Forderung nach Verbes-
serung der Kontrolle und Überwachung der europäi-
schen Außengrenzen. Wir wollen des Weiteren eine ge-
meinsame Asylpolitik in der Europäischen Union. Das
ist schon im ersten Punkt des Asylkompromisses von
1992 vereinbart worden, in dem die Forderung nach ei-
ner umfassenden europäischen Asylkonvention erhoben
wird. Wir wollen des Weiteren, dass in Zukunft das Eu-
ropäische Parlament eine stärkere Rolle spielt, wenn es
um die Innen- und Justizpolitik sowie die Zusammenar-
beit der Polizeien in Europa geht. Frau Höfken, Sie und
auch Vertreter der Sozialdemokraten haben gesagt, dass
das Europäische Parlament eine stärkere Rolle spielen
müsse. Das könnte es bereits nach dem nun zu Ende ge-
gangenen Gipfel, wenn sich der Bundesinnenminister
dafür eingesetzt hätte und wenn er einige zaudernde Kol-
legen, die sonst gerne seiner Fährte folgen, davon über-
zeugt hätte, dass es auch im Bereich der legalen Migra-
tion qualifizierte Mehrheitsentscheidungen geben muss,
und zwar unter Berücksichtigung der Entscheidungs-
kompetenz des Europäischen Parlaments; denn das ge-
hört unverzichtbar zusammen. 

(Beifall bei der FDP)

Warum macht man das nicht bereits heute – das würde
eine Stärkung des Europäischen Parlaments bedeuten –,
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wenn dies in zwei Jahren nach der Ratifizierung und
dem In-Kraft-Treten des Verfassungsvertrages sowieso
kommen wird? Wir halten das, was jetzt beschlossen
worden ist, für keine richtige Weichenstellung. Das wird
für eine Blockade in der EU sorgen. 

Da ich leider nur noch wenig Zeit habe, möchte ich
eine Bemerkung zur Flüchtlingspolitik machen. Im
Haager Programm ist nicht der Vorschlag des Bundesin-
nenministers aufgenommen worden, außerhalb der Eu-
ropäischen Union Asyllager – oder wie auch immer man
diese Einrichtungen nennen will – zu errichten. Es gibt
zwar einen Prüfauftrag, wonach Zweckmäßigkeit und
Durchführbarkeit untersucht werden sollen. Das muss
aber – das sollten Sie genau nachlesen – auf der Grund-
lage internationaler Konventionen und europäischen
Rechts erfolgen. Das fordern wir ein. Das zu tun ist
wichtig. Ich vermisse auch in der heutigen Debatte – ge-
rade aus den Reihen der Grünen – Stimmen, die diesen
Vorschlag einmal massiv kritisieren –

(Abg. Otto Schily [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Frau Kollegin!

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 
– und deutlich machen, dass wir diese Form von euro-

päischer Flüchtlingspolitik nicht wollen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Da die Redezeit schon deutlich überschritten war,

konnte ich keine Zusatzfrage zulassen.

Ich will hier deutlich auf Folgendes hinweisen: Die
Einhaltung der von den Fraktionen vereinbarten Debat-
tenzeiten können wir nur dann einigermaßen organisie-
ren, wenn sich die Redner möglichst an die Redezeiten
halten, die die Fraktionen für sie angemeldet haben, und
wenn darüber hinaus keine Zusatzfragen nach Ablauf
der Redezeit angemeldet und eingefordert werden. Das
führt nämlich wegen der Nichtanrechnung auf die Rede-
zeit selbstverständlich zu einer weiteren Verlängerung
der Debattenzeit. Ich bitte alle Fraktionen um Nachsicht
dafür, dass das jeweilige Präsidium bemüht ist, sich an
die Vorgaben zu halten, die die Fraktionen durch ihre
Vereinbarungen gesetzt haben.

(Beifall des Abg. Gert Weisskirchen 
[Wiesloch] [SPD])

Ich erteile nun das Wort dem Kollegen Jerzy Montag,
Bündnis 90/Die Grünen. 

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegin-

nen und Kollegen! Ich wollte die Angriffe des Kollegen
Schäuble und des Kollegen Gerhardt – er ist nicht mehr
anwesend – gegen den Bundesaußenminister und die
Bundesregierung nicht unwidersprochen lassen. Aber
der Kollege Nietan und der Kollege Fischer sind mir zu-
vorgekommen und haben dazu alles Notwendige gesagt.
Ich erspare es mir deswegen, das zu wiederholen.

Ich möchte an dieser Stelle nur sagen: Herr Kollege
Schäuble, die Kritik an der Bundesregierung, die Sie be-
züglich des Verhältnisses zu den Vereinigten Staaten
von Amerika formuliert haben, ist wohlfeil. Bei all Ihrer
Kritik drücken Sie sich immer vor einer konkreten Dar-
stellung der von Ihnen gewünschten Position der Bun-
desrepublik Deutschland in den weiterhin strittigen Fra-
gen. Ich nenne als Beispiele Kioto, Internationaler
Strafgerichtshof und – diese Frage ist mit der Wieder-
wahl von Präsident Bush nicht ad acta gelegt – die Be-
wertung des militärischen Eingriffs im Irak. 

Angesichts der Wackelpolitik Ihrer Vorsitzenden in
dieser Frage und der Schwäche der FDP sage ich Ihnen
– auch wenn Sie mit Ihrer Kurzintervention dazu noch
einmal Stellung genommen haben –: Sie dürfen den
Menschen im Lande nichts vorgaukeln. Wenn Sie die
Regierung in der entscheidenden Situation geführt hät-
ten, dann wären deutsche Soldaten im Irak. Unseretwe-
gen sind sie es nicht und das bleibt auch so.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Der Europäische Rat hat sich in Brüssel mit dem Haa-
ger Programm, mit der Fortentwicklung und der Stär-
kung der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts der Men-
schen in der Europäischen Union, befasst. Seit fünf
Jahren, seit der Verabschiedung des Vertrags von Amster-
dam, wird an einer schrittweisen Errichtung dieses Raums
gearbeitet. Das ist auch richtig so. Wir wissen: Wirkliche
Freizügigkeit in der Union kann es nur geben, wenn alle
Menschen in den Mitgliedstaaten der Union gleichen Zu-
gang zu gleichen oder zumindest zu vergleichbaren Rech-
ten haben, wenn ihre Grund- und Bürgerrechte im gesam-
ten Gebiet der Gemeinschaft gewahrt sind und wenn sie
vor grenzüberschreitender Kriminalität und auch vor ter-
roristischen Anschlägen geschützt werden. 

Dazu hat der Europäische Rat bereits 1999 in Tam-
pere ein Fünfjahresprogramm aufgestellt, das diese Bun-
desregierung und die rot-grüne Koalition – im Sinne von
Hausaufgaben, die uns gestellt worden sind – im Bereich
der europäischen Justiz- und Innenpolitik abgearbeitet
haben. Wir haben unsere Hausaufgaben gemacht.

Die rot-grüne Koalition hat die Grundlagen für die
Zusammenarbeit deutscher Strafverfolgungsbehörden mit
Europol und Eurojust geschaffen. Wir haben den Euro-
päischen Haftbefehl in internationales Recht umgesetzt.
Der Bundestag hat zuletzt erstmals auf dem Gebiet der
Rechtspolitik nach Art. 23 des Grundgesetzes einen Be-
schluss in die Debatte über eine Regelung einer europäi-
schen Beweisanordnung eingebracht. Damit haben wir
deutlich gemacht, dass wir gewillt sind, uns in Zukunft
frühzeitiger und noch dezidierter in europäische Gesetz-
gebungsverfahren einzuschalten.

Dazu hat der Deutsche Bundestag nicht nur das Recht,
sondern, wie ich meine, auch die Pflicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)
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Angesichts grenzüberschreitender Kriminalität und
realer terroristischer Bedrohung machen die Tätigkeit
von Olaf sowie die Tätigkeit von Europol und Eurojust
selbstverständlich Sinn. Wir sind auch mit dem ge-
planten Ausbau der Befugnisse dieser Stellen, soweit
sachlich begründet, einverstanden. Die Ergebnisse der
vergangenen fünf Jahre belegen jedoch, dass die schritt-
weise Realisierung des Raums der Freiheit, der
Sicherheit und des Rechts überwiegend von exekutiven
Elementen geprägt ist. Die Terroranschläge vom
11. September 2001 und vom 11. März 2004 haben diese
Entwicklung maßgeblich beeinflusst. Wir haben hier im
Deutschen Bundestag zum Beispiel mit der Umsetzung
des Rahmenbeschlusses zur Terrorismusbekämpfung
auch auf diesem Gebiet das getan, was wir tun mussten. 

Die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit hat
in Europa eine rasche Entwicklung genommen. Die
grundlegenden Verfahrensrechte der Menschen sind
bisher aber dahinter zurückgeblieben. Ich will es so sa-
gen: Die eine Sache steht schon im Gesetzblatt und die
andere Sache steht immer noch in Grünbüchern und in
Entwürfen. Wenn die Kommission in ihrer Mitteilung an
den Rat und an das Europäische Parlament im Juni die-
ses Jahres schreibt: „Fakt ist, dass sich das europäische
Aufbauwerk auf diesem Gebiet“ – sicherheitspolitische
Maßnahmen – „rigoros auf die Grundrechte stützt“, dann
sagen wir und dann sage ich: So soll es sein, so muss es
in Zukunft auch sein, aber so ist es heute noch nicht in
vollem Umfang.

Der im April 2004 vorgelegte Vorschlag für einen
Rahmenbeschluss über bestimmte Verfahrensrechte in
Strafverfahren greift leider nur ganz wenige Aspekte des
Schutzes grundlegender Verfahrensrechte in Europa auf.
Weite Bereiche wie die Garantien einer fairen Beweis-
aufnahme und des Schutzes der Unschuldsvermutung
sind noch nicht angegangen worden. Eine Kodifizierung
des Verbots der Doppelbestrafung in Europa ist bislang
noch nicht zur Entscheidungsreife gekommen. Deswe-
gen darf sich die Bilanzierung der Ergebnisse von Tam-
pere als Voraussetzung für das Haager Programm nicht
darauf reduzieren, finde ich, die tatsächlich fehlende
Verabschiedung einiger der im Programm vorgesehenen
Rechtsakte zu beklagen. Im Rahmen des neuen Haager
Programms, das diese thematische Schwerpunktsetzung
von Tampere für den Aufbau einer harmonisierten In-
nen- und Rechtspolitik aufgreift, müssen wir im Sinne
des von mir beschriebenen Missverhältnisses die Arbeit
vielmehr dahin gehend voranbringen, dass die bisher
noch fehlenden Mindeststandards für Beschuldigten-
rechte geschaffen werden. Ich möchte mich an dieser
Stelle ausdrücklich beim Bundesjustizministerium be-
danken, das im Rahmen der Vorschläge Deutschlands
für das Mehrjahresprogramm 2004 bis 2009 genau die
Vorstellung des Deutschen Bundestages in die europäi-
sche Ebene eingebracht hat.

Nach einer „Eurobarometer“-Umfrage vom 12. März
dieses Jahres – damit komme ich zum Schluss – sind
70 Prozent der Bürger der Europäischen Union der An-
sicht, dass gemeinsames Handeln der bessere Weg ist,
um Kriminalität zu bekämpfen. 90 Prozent sind aber so-
gar für die Festschreibung gleicher Verteidigungsrechte
in allen Mitgliedstaaten. Deshalb sage ich: Die Aufgabe
des Haager Programms muss eine doppelte sein: Europa
muss Sicherheit für die Grund- und Bürgerrechte der
Menschen sowie Sicherheit der Menschen vor Verbre-
chen und Gewalt schaffen. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächste Rednerin ist die Kollegin Petra Pau. 

Petra Pau (fraktionslos): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich

beginne mit einem Vorgipfel, den viele EU-Parlamenta-
rier als Sternstunde empfanden: Das EU-Parlament er-
zwang eine Neu- und Umbesetzung der künftigen EU-
Kommission. Es verhinderte, dass mittelalterliche Posi-
tionen zum Beispiel in der Gleichstellungspolitik in der
EU Gewicht bekamen. Dieses Beispiel macht aber zu-
gleich auch eine Schattenseite des EU-Parlaments deut-
lich: Es hat nach wie vor zu wenig Gewicht. Die EU-
Politik wird in aller Regel von der Exekutive und den
Regierungen der Nationalstaaten dominiert. Das ist eine
nach wie vor bestehende Bruchstelle im EU-Gefüge. Da-
mit bleibt die EU hinter üblichen Demokratiestandards
zurück. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Nun soll durch die künftige EU-Verfassung am Ver-
hältnis von Parlament zu Kommission einiges verbessert
werden. Das ist gut und wichtig und wird von der PDS
im Bundestag begrüßt, auch wenn nach unserer Meinung
die angestrebten Änderungen längst nicht ausreichen.
Der bisherige Zustand aber, nach dem die EU-Bürgerin-
nen und -Bürger ein Parlament wählen dürfen, das bei
Lichte betrachtet kein richtiges ist, muss überwunden
werden, auch damit EU-Politik endlich transparenter, er-
kennbarer und bewertbarer wird. 

Damit bin ich schon bei unserem Dauerthema. Viele
hier im Bundestag und auch viele Redner heute in der
Debatte beklagen, dass die EU einerseits immer wichti-
ger wird, andererseits aber von den Bürgerinnen und
Bürgern als fremd und weit weg von ihnen empfunden
wird. Das ist übrigens auch ein Einfallstor für Rechtsex-
tremisten, das wir gemeinsam schließen sollten. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Zu diesem Problem trägt allerdings auch der Deutsche
Bundestag seinen Teil bei: Solange Sie sich weigern, die
Bürgerinnen und Bürger einzubeziehen, solange Sie eine
Volksabstimmung über die EU-Verfassung verweigern, 

(Günter Gloser [SPD]: Wer?)

so lange nähren Sie auch das beklagte Problem. Deshalb
wiederhole ich die Forderungen der PDS: erstens Ände-
rung des Grundgesetzes, damit auch auf Bundesebene
endlich mehr direkte Demokratie möglich wird, 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])
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zweitens eine Volksabstimmung über die EU-Verfassung
auch in der Bundesrepublik und drittens ein EU-weites
Plebiszit über die EU-Verfassung am 8. Mai des nächs-
ten Jahres, dem 60. Jahrestag der Befreiung vom Fa-
schismus. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Durch mehr Rechte für das EU-Parlament und mehr
Mitbestimmung der EU-Bürgerinnen und -Bürger
könnte übrigens auch eine andere Unart eingedämmt
werden: das üblich gewordene Spiel über die Bande. Wir
alle kennen Beispiele dafür. So manches, was daheim in
der Bundesrepublik nicht mehrheitsfähig ist, wird über
den Umweg EU eingespeist. Dort wird es in Richtlinien
gegossen und kehrt als bindendes EU-Recht nach
Deutschland zurück. Das stärkt nicht die Demokratie,
sondern umgeht sie. Ein praktisches Beispiel liegt vor
uns: Otto Schily ist ein Fan von persönlichen Daten. Er
sammelt sie und will sie in großen Dateien und kleinen
Dokumenten speichern – natürlich namens der Sicher-
heit. Seine Pläne fanden auch im Bundestag Widerhall,
insbesondere bei der CDU/CSU. Sie stießen aber insge-
samt auf Skepsis. Von Datenschützern und Bürgerrecht-
lern werden sie ohnehin abgelehnt, und zwar strikt. Das
Gleiche gilt auch für mich und die PDS. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Nun ereilt uns die Erfassung biometrischer Daten doch,
von ganz oben, aus der EU. Mehr noch: Es sollen ge-
meinsam verfügbare Dateien angelegt werden, um
potenzieller Terroristen und Straftäter besser habhaft zu
werden. „Potenziell straffähig“ ist jeder und jede. Das ist
die Dimension, über die wir hier reden. Ich glaube nicht,
dass jede und jeder seine persönlichen Daten gern beim
Geheimdienst der Regierung Berlusconi abliefert. Ich
kann mir auch nur schwer vorstellen, dass sich Bürger
der Bundesrepublik über prophylaktische Vermerke
beim CIA oder beim „Heimatschutz“ der USA freuen.
Das aber ist bzw. wird Praxis dank EU-Bandenspiel.

Nun noch zu einem weiteren Gipfelthema der EU,
dem Stabilitätspakt. Er besagt, dass die nationale Ver-
schuldung einen Umfang von 3 Prozent des jeweiligen
Haushaltes nicht übersteigen darf. Andernfalls drohen
drastische Strafen. Die PDS hat diese Regelung immer
abgelehnt, vor allem, weil es zu diesem Geldpakt keinen
adäquaten Sozialpakt gibt. Er wäre aber sehr wichtig, um
der EU-weit steigenden Arbeitslosigkeit, der wachsen-
den Verarmung großer Schichten und der ungehemmten
Privatisierung öffentlicher Leistungen zu begegnen. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Mein letzter Punkt zum Thema EU-Gipfel heißt „Ver-
wunderung“; denn wenn ich es recht gelesen und gehört
habe, wurde die Wiederwahl des US-Präsidenten nicht
nur pragmatisch begrüßt, sondern „besonders“. Wenn
das stimmt, dann war das ein übler Kniefall vor jeman-
dem, der die UNO missachtet, willkürlich Kriege ent-
facht und die Menschheit gefährdet. 
(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Und wer hat
den Präsidenten gewählt? Das amerikanische
Volk! Das interessiert Sie überhaupt nicht! Das
ist Demokratie, oder?)

Für eine EU, die das toleriert, ist die PDS nicht zu haben.
Wir wollen eine soziale, eine demokratische und eine
friedfertige EU. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Rüdiger Veit für die

SPD-Fraktion.

Rüdiger Veit (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren Kollegen! Zu den allgemeinen Zielsetzungen des
Haager Programms haben der Bundesaußenminister,
aber auch die Kollegin Schwall-Düren und der Kollege
Jerzy Montag einiges gesagt. Ich darf mir daher im Rah-
men der mir zur Verfügung stehenden, eher knappen Zeit
ein paar innenpolitische Anmerkungen und Hervorhe-
bungen erlauben. 

Zunächst einmal zum Komplex Biometrie- und In-
formationssysteme bzw. Visumspolitik. Wir finden
hierzu im Haager Programm die Absicht, das Schenge-
ner Informationssystem, genannt SIS II, das Visainfor-
mationssystem, genannt VIS, und Eurodac zur Bekämp-
fung der illegalen Einwanderung und der Grenzkontrolle
besser miteinander zu verbinden. Ich glaube, in dieser
Zielsetzung stimmen wir alle überein. Ihnen, Frau Pau,
möchte ich in diesem Zusammenhang sagen: Machen
Sie sich da keine Sorgen! Wir werden sorgfältig darauf
achten, dass dabei die Einhaltung der Grundrechte und
auch der Maßstäbe des Datenschutzes, wie wir sie ken-
nen, gewährleistet wird, wie das auch der Rat beabsich-
tigt hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Erklärtermaßen sollen Mindestnormen für nationale
Identitätsausweise entwickelt und die Aufnahme biome-
trischer Identifikatoren in Reisedokumente, also in Visa,
in Aufenthaltstitel und in die Reisepässe der EU-Bürger,
sowie auch in die Informationssysteme vorbereitet und,
was die Visa angeht, bis Ende des Jahres 2007 rasch ver-
wirklicht werden. Ich bin mir sicher – auch das sage ich
an Ihre Adresse, Frau Pau –, dass wir diese Bestrebun-
gen – die wir vom Grundsatz her für richtig halten und
die auch immer das Anliegen von Bundesinnenminister
Otto Schily waren –, diese Aufgabe sei auf europäischer
Ebene einheitlich anzugehen, sorgfältig beobachten und
kritisch begleiten werden.

Bei den Stichworten Terrorismusbekämpfung und
polizeiliche Zusammenarbeit finden wir nicht nur als
Ziel, sondern als die ausdrücklich so formulierte Voraus-
setzung – ich zitiere –, 

dass die Mitgliedstaaten die Befugnisse ihrer Nach-
richten- und Sicherheitsdienste nicht nur zur Ab-
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wehr von Bedrohungen der eigenen Sicherheit, son-
dern gegebenenfalls auch zum Schutz der inneren
Sicherheit der anderen Mitgliedstaaten nutzen; den
zuständigen Behörden der anderen Mitgliedstaaten
alle ihren Diensten vorliegenden Informationen,

– ich wiederhole: alle ihren Diensten vorliegenden Infor-
mationen –

die Bedrohungen der inneren Sicherheit eines der
anderen Mitgliedstaaten betreffen, unverzüglich zur
Kenntnis bringen … 

An anderer Stelle heißt es, dass mit Wirkung vom
1. Januar 2008 unionsweit ein Strafverfolgungsbeamter
alle für die Erfüllung seiner Aufgaben nötigen Informa-
tionen auch aus anderen Mitgliedstaaten erhalten soll. 

An dieser Stelle fragt man sich natürlich unwillkür-
lich, wie eigentlich die Bundesrepublik ihre so eingegan-
genen oder noch einzugehenden Verpflichtungen auf eu-
ropäischer Ebene erfüllen will, solange wir diese
Aufgabe noch nicht einmal bei uns selbst im Lande auch
nur annähernd befriedigend gelöst haben. Ich nenne hier
beispielsweise den meines Erachtens völlig unnötigen
Bestand eigenständiger Landesämter für Verfassungs-
schutz und höchst unzureichende Ermittlungskompeten-
zen des Bundeskriminalamtes. Viele der diesbezüglichen
Vorstellungen von Bundesinnenminister Otto Schily fin-
den ihre aktuelle Begründetheit auch in dem hier darge-
legten europäischen Kontext. Einiges davon, wenn nicht
vieles oder gar alles, sollte von uns Bundespolitikern ge-
genüber antiquierten Föderalismusdebattierern aus-
drücklich unterstützt werden.

(Lachen der Abg. Sabine Leutheusser-
Schnarrenberger [FDP])

Um einmal ein Beispiel herauszugreifen: Können Sie
mir vielleicht erklären, was das spezifisch Schützens-
werte etwa einer Bremer Landesverfassung ist, dass zu
ihrem Schutz eigens zwei Dutzend Beamte aufgeboten
werden müssen, die vielleicht wesentlich sinnvoller als
Außenstelle eines Bundesamtes arbeiten würden? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wie gesagt, auch hier wird ausdrückliche Zustimmung
signalisiert. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Wo bleibt hier
der Widerspruch aus Bremen? Wo sind die
Leute?)

– Ich habe keinen ausgemacht, ich würde das aber auch
Nichtbremern – meinetwegen auch Hessen – in ähnli-
cher Weise sagen. 

(Zuruf von der SPD: Bayern!)

Bezogen auf Bremen ist das Beispiel eigentlich am nied-
lichsten und am deutlichsten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ein wichti-
ger weiterer Punkt ist die Integration. Dieses Thema ha-
ben wir nicht nur im Zusammenhang mit den Beratun-
gen des Zuwanderungsgesetzes erörtert und haben das
Jahrzehnt der Integration ausgerufen. Wir bemühen uns
jetzt um die Umsetzung, erleben aber gerade jetzt aktuell
und sogar auch in dieser Nacht in den Niederlanden,
dass Rückschläge bei dem Versuch der – offensichtlich
misslungenen – Integration zu beklagen sind.

Deswegen ist es notwendig, sinnvoll und richtig, dass
die europäischen Regierungschefs die zentralen Forde-
rungen der Integration noch einmal vorangestellt haben,
indem sie ausgeführt haben: Integration umfasst Antidis-
kriminierungspolitik. Sie setzt selbstverständlich Res-
pekt vor den Grundwerten des Gastlandes voraus und er-
streckt sich vor allem auch auf Beschäftigung und
Bildung. Grundlegend ist dabei die Erkenntnis, es han-
dele sich um einen fortlaufenden, wechselseitigen Pro-
zess, an dem sich die sich rechtmäßig aufhaltenden
Migranten und die Gesellschaft des Gastlandes beteili-
gen sollten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Am Rande sei bemerkt: Ich fand es erfreulich, dass
der Europäische Rat nicht nur im Dezember 2003 vorge-
schlagen hat, mit aller Entschlossenheit gegen Rassis-
mus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit vorzu-
gehen, sondern dass auch jetzt vorgeschlagen worden ist,
den Aufgabenbereich der Europäischen Stelle zur Beob-
achtung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in
Wien dahin gehend auszuweiten, dass sie zu einer Agen-
tur für Menschenrechte wird.

Bei der Asyl-, Migrations- und Grenzpolitik wurde
eine zweite Phase – Beginn 1. Mai 2004 – eingeleitet;
was wir sehr begrüßen. Zugleich wird angemahnt, die
erste Phase durch baldige einstimmige Annahme der
Asylverfahrensrichtlinie abzuschließen. Ich erinnere in
diesem Zusammenhang daran, dass der Inhalt dieser
Richtlinie bereits im Frühjahr dieses Jahres politisch
konsentiert wurde, aber in Bezug auf die Frage der Liste
der sicheren Drittstaaten noch Dissens besteht. Auch
wenn es in der deutschen Flüchtlings- und Anerken-
nungspraxis insoweit keine aktuellen Probleme gibt,
sollten wir aus deutscher Sicht einer Ausweitung der
Liste sicherer Drittstaaten auf solche Staaten, in denen
die Genitalverstümmelung immer noch zur gesellschaft-
lichen Realität gehört, wie etwa Mali und Benin, wider-
sprechen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Nun komme ich auf das Stichwort „Auffanglager“ des
Kollegen Wolfgang Schäuble zurück. Was die Schaffung
einer einheitlichen europäischen Asylbehörde oder auch
die Frage von Aufnahmeeinrichtungen in Transit-
und Herkunftsländer angeht, würde ich am liebsten die
entsprechenden Passagen aus dem Haager Programm
wörtlich zitieren:

In dieser Hinsicht

– gemeint ist die zweite Phase bis 2010 –

ersucht der Europäische Rat die Kommission, eine
Studie über die Zweckmäßigkeit, die Möglichkeiten
und Schwierigkeiten sowie über die rechtlichen und
praktischen Auswirkungen einer gemeinsamen Be-
handlung von Asylanträgen in der Union vorzulegen.



12604 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 138. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 11. November 2004

(A) (C)

(B) (D)
Rüdiger Veit

Ferner sollten in einer gesonderten, in enger Ab-
sprache mit dem UNHCR durchzuführenden Studie
die Vorteile, die Zweckmäßigkeiten und die Durch-
führbarkeit einer gemeinsamen Behandlung von
Asylanträgen außerhalb der EU geprüft werden,
wobei dieses Verfahren die gemeinsame europäi-
sche Asylregelung ergänzen und den einschlägigen
internationalen Normen entsprechen würde.

Weiterhin heißt es dort:

Der Europäische Rat stellt fest, dass unzureichend
regulierte Wanderungsbewegungen zu humanitären
Katastrophen führen können. Er verleiht seiner gro-
ßen Besorgnis über die menschlichen Tragödien
Ausdruck, die sich im Mittelmeer bei Versuchen
abspielen, illegal in die Europäische Union einzu-
reisen.

In diesen Formulierungen kommt eine durchaus ange-
messene kritische Distanz zum Ausdruck. Die Prüfauf-
träge verdeutlichen, dass auch der Europäische Rat zu
diesem Themenkomplex mehr Fragen als Patentlösun-
gen oder Antworten parat hat. Insoweit befinden wir uns
hier in diesem Parlament und auch in den Koalitions-
fraktionen in guter Gesellschaft und werden diesen Pro-
zess kritisch begleiten.

Zum Thema Arbeitsmigration kann ich aus Zeitgrün-
den leider nicht mehr kommen, obwohl Sie, Frau
Leutheusser-Schnarrenberger, mir das Stichwort gege-
ben haben.

Ich will Ihnen aber auch zu den Themen „Legale Zu-
wanderung“ und „Wechselbeziehung zur Flüchtlingspo-
litik“ etwas ins Stammbuch schreiben –

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das müssen Sie aber bitte knapp halten.

Rüdiger Veit (SPD): 
– das wird geschehen –, was Kofi Annan – so viel

Zeit muss sein – bei der Verleihung des „Sacharow-Prei-
ses für geistige Freiheit“ vor dem Europäischen Parla-
ment gesagt hat:

Einwanderer brauchen Europa. Aber Europa
braucht auch Einwanderer!

Binnen der kommenden 50 Jahre werde die alternde
Bevölkerung der erweiterten Europäischen Union dras-
tisch sinken. Daher seien wir zwingend auf Zuwanderer
angewiesen. Er plädiert im Übrigen für „breite Wege für
legale Zuwanderung“. Er erinnerte die Europaabgeord-
neten daran, dass eine restriktive Asyl- und Einwande-
rungspolitik die Menschen massenhaft in die Fänge kri-
mineller Schlepperbanden treibe und damit zahllose von
ihnen in den Tod.

(Sabine Leutheusser-Schnarrenberger [FDP]:
Da hätte man mehr machen können! –
Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist ein Irr-
weg!)

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen, sollten wir bei den einschlä-
gigen Diskussionen hier im Haus – jetzt richte ich meine
Worte an und meine Augen ausdrücklich auf die Kolle-
ginnen und Kollegen von der CDU/CSU – häufiger be-
denken, bevor wir mit populistischen Parolen versuchen,
Stimmung zu machen.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Zu einer Kurzintervention erteile ich das Wort dem

Kollegen Otto Schily.

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ange-
messene kritische Distanz!) 

Otto Schily (SPD): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kollegen!

Weil von mehreren Rednern die Frage angesprochen
worden ist, wie wir uns bezüglich der Migration aus
Nordafrika nach Europa verhalten sollen, scheint es mir
geboten, Sie über einen Sachverhalt zu informieren.

Bereits Ende November des Jahres 2003 ist vom Rat
der Europäischen Union ein Programm zur Bekämpfung
der illegalen Migration über das Mittelmeer beschlossen
worden. Es gibt also bereits einen Beschluss. In diesem
Beschluss ist enthalten, dass die Personen, die an der il-
legalen Einreise über das Mittelmeer gehindert werden,
in ihre Heimatländer zurückgebracht werden müssen

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das
heißt Rückführung! Das haben wir bisher an-
ders verstanden!)

und dass man dafür eine Zwischenunterbringung in den
Transitländern schaffen muss. Es heißt dort wörtlich,
dass dafür entsprechende Aufnahmeeinrichtungen ge-
schaffen werden müssen.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Weiß das 
auch die SPD?)

Dieser Beschluss sollte sich vielleicht einmal herum-
sprechen, damit über dieses Thema etwas sachlicher dis-
kutiert werden kann, als es mitunter in der Öffentlichkeit
geschehen ist.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Halten Sie
doch in der SPD-Fraktion dazu mal einen Vor-
trag!)

Als zweiten Punkt habe ich zur Sprache gebracht,
dass wir uns die Frage stellen müssen, was mit den Men-
schen geschieht, die sich auf den Flüchtlingsstatus beru-
fen. Ich habe gesagt – übrigens in Übereinstimmung mit
dem EU-Kommissar Vitorino –: Man muss der Frage
nachgehen, ob es nicht Sinn macht, sich über das Schutz-
bedürfnis solcher Personen schon außerhalb der Grenzen
der Europäischen Union ein Bild zu machen und dann
darüber zu entscheiden, wie wir diesen Personen helfen
können. Dazu habe ich geäußert: Auch wenn es um ein
festgestelltes Schutz- und Hilfebedürfnis geht, ist es
richtig, dem zu folgen, was grundsätzlich vom UNO-
Flüchtlingskommissar immer wiederholt wird und was
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meine Zustimmung findet: dass wir den Schutz und die
Hilfe für die Flüchtlinge tunlichst in der Region, aus der
sie kommen, organisieren. 

Das ist der Stand der Diskussion. Wenn einige mei-
nen, zu dem Wort „Lager“, das ich nie gebraucht habe,
auf kritische Distanz gehen zu sollen, wie ich es soeben
gehört habe, ist es vielleicht ganz sinnvoll, solche kriti-
schen Distanzen auf einer sachlichen Grundlage noch
einmal zu überprüfen, damit man über einen Sachverhalt
redet und nicht über ein Mediengespinst.

Vielen Dank.

(Hartmut Schauerte [CDU/CSU]: Das können
Sie doch in der Fraktionssitzung erörtern! –
Gegenruf des Abg. Otto Schily [SPD]: Das
galt auch für Herrn Schäuble! Das war auch
sinnvoll, dass Sie das kennen lernen!)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Das Wort hat nun der Kollege Dr. Georg Nüßlein für

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Georg Nüßlein (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Im Jahr 2000 haben die europäischen Regie-
rungschefs in Lissabon beschlossen, dass die Europäi-
sche Union bis 2010 zum stärksten Wirtschaftsraum der
Welt werden soll. Als ob man so etwas einfach beschlie-
ßen könnte! Wissen Sie, ich hatte in meinem Büro eine
Zimmerpflanze, die mir vertrocknet ist. Als ich sie ge-
kauft habe, habe ich beschlossen, dass sie grünt, wächst
und gedeiht; aber dann habe ich das Gießen und Düngen
vergessen und so ist es halt gekommen.

(Ute Kumpf [SPD]: Nichts von Zielvorgabe 
gehört?)

Ebenso haben wir heute wieder erlebt, wie die Regie-
rung zum x-ten Mal beschließt, jetzt endlich erfolgreich
zu werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Ute Kumpf
[SPD]: Sie sind doch Diplomkaufmann! Dann
kennen Sie was vom Zielesetzen!)

Sie haben die letzten sechs Jahre darauf verwendet,
scheibchenweise Reformen durchzuführen, die Sie vor-
her im Bundesrat blockiert haben, Stichwort: Steuer-
reform. Sie haben die Zeit darauf verwendet, Reformen
durchzuführen, die Sie zuvor rückgängig gemacht ha-
ben. Stichworte sind: 400-Euro-Jobs, Selbstbeteiligung
im Gesundheitswesen oder der demographische Faktor
in der Rente. Sechs Jahre Fehlerkorrektur! 

Das zarte Pflänzchen „Wachstum“, das 1998 vor dem
Regierungswechsel aufkeimte – vielleicht erinnern Sie
sich daran, dass der Bundeskanzler schon vor dem Re-
gierungswechsel den Aufschwung für sich in Anspruch
genommen hat und gesagt hat, dass es sein Aufschwung
sei –, haben Sie erst vertrocknen lassen. Jetzt sind Sie
dabei, es mithilfe der Opposition mühsam aufzupäppeln.
(Lachen der Abg. Dr. Angelica Schwall-Düren 
[SPD])

Deutschland war der tragende Ast der europäischen
Wirtschaft. Das ist vorbei. Kollegin Schwall-Düren, das
liegt nicht an der Weltwirtschaft. Sonst müssten die Bri-
ten andere Auswirkungen der Weltwirtschaft spüren,
was natürlich nicht der Fall ist. Der Grund, weshalb wir
uns in dieser wirtschaftlichen Situation befinden, ist,
dass in Deutschland die Hausaufgaben nicht gemacht
wurden, die man aber machen muss, um in Europa wei-
terzukommen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Heute sind Sie an einem Punkt angelangt, an dem Sie
sich angesichts einer komplett verfehlten Wirtschafts-
und Finanzpolitik genötigt sehen, Hand an den Stabili-
täts- und Wachstumspakt zu legen. Dieser Pakt war
eine vertrauensbildende Maßnahme bei der Euroeinfüh-
rung.

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Ja!)

Soweit ich das übersehen kann, bestand damals Einig-
keit über alle Parteigrenzen hinweg, dass diese vertrau-
ensbildende Maßnahme notwendig ist. Wer jetzt so vor-
geht, wie Sie es vorhaben, wer jetzt Hand an den
Stabilitätspakt legt, der beschädigt nicht nur sein eigenes
Ansehen, er beschädigt nicht nur die Europäische Union
und den Euro, sondern er beschädigt auch die gesamte
deutsche Politik.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Tun Sie doch bitte nicht so, als ginge es Ihnen um
Haushaltsspielräume für Wachstum! Ihnen müsste doch
bekannt sein, dass Deficit-Spending-Strategien wie
Strohfeuer verpuffen. Die Wirklichkeit sieht doch so aus:
Sie wollen einen Blankoscheck für hemmungslose
Staatsverschuldung.

(Günter Gloser [SPD]: Reden Sie doch nicht 
so einen Unsinn!)

Den wird Ihnen die Opposition nicht ausstellen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Spielraum, den die Maastricht-Kriterien, bei-
spielsweise das 3-Prozent-Kriterium, aufweisen, muss
angesichts der demographischen Entwicklung künftig
ausreichen. Wenn Sie schon keine Sorge um die langfris-
tige Stabilität des Euro drückt, wenn Sie schon europäi-
sche Vereinbarungen nicht ernst nehmen, dann sollten
Sie doch bitte wenigstens das Interesse der nachfolgen-
den Generation berücksichtigen.

Wir laufen im Jahr 2004 auf eine Rekordverschul-
dung in Höhe von 43,7 Milliarden Euro zu. Finanzminis-
ter Eichel kündigt bereits den nächsten Korrekturbedarf
an, verbunden mit einer – ich sage es ganz deutlich – lä-
cherlichen und unpatriotischen Diskussion um den
3. Oktober.

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Jeder fünfte Euro der Steuereinnahmen des Bundes geht
für Zinsen drauf. Die Schuldenuhr rast mit 2 660 Euro
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pro Sekunde auf den Rekordschuldenstand von
1,41 Billionen Euro für das gesamte deutsche Gemein-
wesen zum Jahresende zu. Die Pro-Kopf-Verschuldung
beträgt derzeit knapp 17 000 Euro.

Ich habe einmal folgendes Gedankenspiel durchge-
führt:

(Günter Gloser [SPD]: Was haben Sie bis 1998 
gemacht, Herr Nüßlein?)

Wenn wir ein durchschnittliches Wachstum in Höhe von
2 Prozent unterstellen – das hätten Sie gerne – und eine
Neuverschuldung in Höhe von 3 Prozent annehmen,
dann würde bei dem prognostizierten Bevölkerungsrück-
gang auf 74,2 Millionen Menschen die Pro-Kopf-Ver-
schuldung im Jahr 2040 rund 66 000 Euro betragen.

(Ute Kumpf [SPD]: Deswegen sind wir für 
Zuwanderung!)

Das ist in etwa das Vierfache des heutigen Standes.
Noch schlimmer sähe es aus, wenn man nicht die Ge-
samtbevölkerungszahl, sondern nur die Zahl der Er-
werbstätigen betrachten würde. Dann würde die Alte-
rung noch stärker durchschlagen. Diese Zahlen muss
sich jeder vor Augen halten, der den Stabilitätspakt auf-
weichen will.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Hoffent-
lich auch die CDU/CSU!)

Ihre Strategie heißt: Augen zu und durch. Mir ist auch
klar, warum. Bevor ich Abgeordneter geworden bin, war
ich Banker. Ich habe vielfach erlebt, wie sich Leute ver-
halten, denen das Wasser bis zum Hals steht: Luftbu-
chungen und kreative Finanzierungen. Der Preis für das
kurzfristige Überleben hat nie eine Rolle gespielt. Es ist
doch ganz deutlich: Herr Eichel diskutiert offen darüber,
Forderungen gegenüber der Telekom und der Post zu
verkaufen. Das käme uns nicht nur wegen des Ab-
schlags, der in einem solchen Fall erheblich über dem
Zins liegt, den man für die normale Verschuldung zahlen
würde, sondern auch deswegen teuer zu stehen, weil die
langfristigen Verpflichtungen für Pensionen bei der Post
und der Telekom als Verpflichtungen bei der Bundes-
republik verbleiben würden. Treffen würde das die junge
Generation. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Gerd Müller 
[CDU/CSU]: Es ist ein Bankrott!)

Pensionszusagen und damit Eventualverbindlichkei-
ten haben wir genug. In keinem öffentlichen Haushalt
werden diese berücksichtigt. Man müsste sie eigentlich
mit einrechnen. Stattdessen schlagen Sie vor, dass man,
um den Stabilitätspakt der Form halber erfüllen zu kön-
nen, bestimmte Ausgaben herausrechnen sollte: die
Franzosen die Rüstungsausgaben, Deutschland die Aus-
gaben für Bildung und Forschung oder die Nettozahlun-
gen an die EU. 

Ich sage Ihnen ganz offen: Jeder Gerichtsvollzieher
wird Ihnen bestätigen, dass man Schulden nicht wegdis-
kutieren bzw. wegbeschließen kann, sondern dass man
sie am Ende zahlen muss. Für mich liegt die Vermutung
nahe: Wer mit einem Pakt, mit einer klaren Vereinba-
rung, so umgeht wie die Bundesregierung, nimmt eine
bloße Strategievereinbarung wie die von Lissabon erst
recht nicht ernst. Belege dafür gab es heute. Der Bundes-
außenminister spricht die Telekommunikation als
Schlüsselmarkt an. Als Sie aber für teures Geld UMTS-
Lizenzen versteigert und die Branche beschädigt und be-
nachteiligt haben, haben Sie das offenkundig vergessen.

Heute wurde auch über Forschung, Bildung und
Innovationen gesprochen. Dabei wird immer über das
Geld diskutiert. Das alles ist aber nicht nur eine Frage
des Geldes. Sie müssen auch die Frage beantworten, wo
Sie Forschung, Bildung und Entwicklung vorantreiben
wollen. Diese Frage beantworten Sie nur negativ. Sie sa-
gen: Die Grüne Gentechnik wollen und brauchen wir
nicht. Die Chemie wollen und brauchen wir nicht. 

(Zurufe von der SPD: Quatsch!)

– Durch REACH wird doch der Chemiestandort Europa
insgesamt beschädigt. – Die Kerntechnologie wollen
und brauchen wir nicht. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: So ist es! –
Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Herr
Nüßlein, von Ihnen hätte ich mehr Niveau er-
wartet!)

Meine Damen und Herren, beantworten Sie die Frage,
wo die Zukunft der Bundesrepublik Deutschland liegen
soll und in welchen Bereichen Sie Bildung und For-
schung vorantreiben wollen! Die Geisteswissenschaften
allein werden zu keinem Erfolg führen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Günter Gloser [SPD]: Fangen Sie mal bei sich
an!)

Vielfach ist von Steuerharmonisierung die Rede. Ein-
heitliche Bemessungsgrundlagen werden gefordert; auch
das ist richtig. Dann müssten Sie aber auch darüber mit
den neuen europäischen Kollegen aus den Ländern re-
den, die Steuerdumping betreiben und sich ihre Haus-
halte über die Europäische Union und den Nettozahler
Deutschland ausgleichen lassen. 

(Günter Gloser [SPD]: Auch wieder so ein 
Schmarren!)

Wir beklagen ein Übermaß an Bürokratie; Kollegin
Schwall-Düren hat dies ausgeführt. Wo bleiben dann
aber die Initiativen? Wohlgemerkt, seit der letzten Bun-
destagswahl haben Sie mehr als 500 neue Rechtsverord-
nungen und an die 100 Gesetze erlassen. Das ist Büro-
kratieabbau? 

(Ute Kumpf [SPD]: Gesetze werden erlassen, 
damit andere geköpft werden können!)

Schauen Sie sich einmal abgesehen von Hartz IV
– diese Reform finde ich insgesamt positiv; das sage ich
ganz offen – Ihre Reformen an: Im Rahmen der Ich-AGs
haben Sie 500 000 Arbeitslose weniger pro Jahr verspro-
chen. 180 000 Gründungen sind tatsächlich in zwei Jah-
ren erfolgt. 30 000 haben aufgegeben. Dafür wurden aus
Beitragsmitteln 1,1 Milliarden Euro bis zum Jahresende
zur Verfügung gestellt. 
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Sie sollten ein Wort von Altkanzler Helmut Schmidt
beherzigen: 

Nicht alle Reformen kosten Geld und nicht alles,
was Geld kostet, ist deshalb schon eine Reform.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 
Nächster Redner ist der Kollege Jörg Vogelsänger,

SPD-Fraktion.

Jörg Vogelsänger (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr
Dr. Nüßlein, Sie sind Nachfolger im Wahlkreis von
Dr. Theo Waigel. Er war nicht gerade ein Sparkommis-
sar gewesen; das sollten wir in diesem Hause einmal
festhalten. 

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Die deutsche 
Einheit wolltet ihr gar nicht!)

Europa ist unsere gemeinsame Zukunft. Auf dem
Weg zu einem gemeinsamen Europa haben wir einiges
erreicht. Bei aller vielleicht nicht immer ganz unberech-
tigten Kritik an Europa sollte man dies nicht vergessen.
Ich möchte nur daran erinnern, dass noch vor 15 Jahren
hier am Reichstag eine Mauer stand. Diese ist auf Druck
der ostdeutschen Bevölkerung gefallen. Die deutsche
Einheit aber wurde nur im gesamteuropäischen Konsens
möglich. Wir haben Europa also sehr viel zu verdanken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Dies war der entscheidende Schritt für die europäische
Einigung. Daran, dass die Europäische Union einmal
25 Mitgliedstaaten haben wird, hat damals allerdings
niemand zu denken gewagt. 

In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates in
Brüssel am 4. und 5. November werden auf der Basis ei-
ner Analyse des Iststandes das im europäischen Eini-
gungsprozess Erreichte und die Aufgaben für die Zu-
kunft dargestellt. Neben den Schwerpunkten in der
Außen- und Sicherheitspolitik und in der gesamteuropäi-
schen Innenpolitik steht die Vorbereitung der Halbzeit-
überprüfung der Lissabon-Strategie in den Schlussfol-
gerungen an erster Stelle. Diese Halbzeitbilanz – das
kann gar nicht anders sein; denn im Jahr 2000 lagen
ganz andere Voraussetzungen vor – wird mit Sicherheit
nicht unkritisch ausfallen. Aber in Deutschland ist eini-
ges auf den Weg gebracht worden. Im Rahmen dieses
eingeleiteten Prozesses hat die Bundesregierung, hat
Gerhard Schröder mit der Umsetzung der Agenda 2010
wichtige politische Forderungen realisiert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Umsetzung insbesondere der Reformen am Arbeits-
markt ist eine große Kraftanstrengung, bei der sich alle,
auch die Opposition, einbringen sollten. 
Einen weiteren Schwerpunkt der Lissabon-Strategie
bildet die Forderung nach größeren Anstrengungen bei
den Investitionen in Forschung und in die allgemeine
sowie berufliche Bildung. Forschung und Entwicklung
haben absolute Priorität. Die Debatte zur Vorbereitung
der Halbzeitbilanz im März 2005 wird sich mit Sicher-
heit in besonderer Weise auf diesen Punkt konzentrieren.

Mit dem Ganztagsschulprogramm haben wir dafür
deutliche Zeichen gesetzt. Jetzt liegt es an Ihnen, meine
Damen und Herren von der Opposition, die Mittel, die
bisher für die Eigenheimzulage zur Verfügung gestellt
wurden, im Bundesrat in eine nachhaltige Förderung des
Wissenschaftsstandortes Deutschland umzuwandeln.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Josef
Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Sie fordern doch immer einen umfassenden Subven-
tionsabbau. Fangen Sie jetzt damit an! Gemeinsam soll-
ten wir uns weiterhin für die Erhöhung der Mittel im
nächsten, dem 7. EU-Forschungsrahmenprogramm ein-
setzen, wohlgemerkt innerhalb der Obergrenze von
1 Prozent. 

Eine weitere Aufgabe, die in den Schlussfolgerungen
des Europäischen Rates in Brüssel genannt wird, ist die
Bekämpfung von Schattenwirtschaft und illegaler
Beschäftigung. An dieser Stelle sei den Tausenden Kol-
leginnen und Kollegen der Bundesagentur für Arbeit,
des Bundesgrenzschutzes, der Polizei und der Finanzbe-
hörden gedankt, die die illegale Beschäftigung täglich
bekämpfen.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer)

Durch diese Arbeit und durch die Maßnahmen der Bun-
desregierung – ich nenne nur die Stichworte Minijobs,
Ich-AGs und Eingliederungshilfen für Arbeitnehmer –
konnten, insbesondere in großen Städten wie Berlin,
erste sichtbare Erfolge bei der Zurückdrängung illegaler
Beschäftigung erreicht werden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Trotzdem bedarf es weiterer, zusätzlicher Anstrengun-
gen. Vor allen Dingen brauchen wir ein entsprechendes
gesellschaftliches Klima.

Sehr geehrte Damen und Herren, wie sind die
Schlussfolgerungen des Europäischen Rates in Brüssel
aus der Sicht der Region, aus der ich komme – einer
Grenzregion zu Polen –, zu bewerten? Der Rat weist da-
rauf hin, dass das Bewusstsein aller Bürger für Europa
gestärkt werden muss. Gestern haben wir zu diesem
Thema – das kann man fraktionsübergreifend so sagen –
eine sehr interessante Anhörung im EU-Ausschuss
durchgeführt, auf die ich kurz eingehen möchte. 

Der geschäftsmäßige Umgang der Menschen auf bei-
den Seiten der Grenze ist bereits heute Realität. Die An-
erkennung der Realitäten ohne Wenn und Aber bildet ge-
rade für die Entwicklung eines freundschaftlichen und
menschlichen Miteinanders in der europäischen Völker-
familie eine solide Basis. Die neue Koordinatorin für das
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deutsch-polnische Verhältnis, Frau Professor Gesine
Schwan, wird diesen Prozess – dessen bin ich mir si-
cher – in vorbildlicher Weise befördern.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Europa-Universität Viadrina in Frankfurt/Oder
mit über einem Drittel ausländischer, insbesondere ost-
europäischer Studenten unterstützt mit ihrer Ausrichtung
die Stärkung des Bewusstseins für ein neues Europa.
Dies färbt natürlich auch auf die Menschen in der Re-
gion positiv ab. Ein Osteuropa-Kompetenzzentrum in
Frankfurt/Oder würde diesen Prozess nicht nur substan-
ziell, sondern auch mental unterstützen. 

Europa den Menschen vermitteln heißt aber auch,
dem Ausbau der Verkehrsinfrastruktur auf europäischer,
nationaler und regionaler Ebene höchste Priorität beizu-
messen. Dafür wurde und wird viel getan, aber es zeigt
sich schon fünf Monate nach der EU-Erweiterung, dass
dies möglicherweise nicht ausreichen wird.

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich habe nur einige Aspekte der Schluss-
folgerungen von Brüssel beleuchtet, doch an diesen lässt
sich exemplarisch festmachen, welchen Weg die Euro-
päische Union schon zurückgelegt hat und welcher Weg
noch vor uns liegt. Es bleibt eine spannende Aufgabe,
Europa zu gestalten. Ich wünsche uns – bei allen, unbe-
strittenen Problemen – ein wenig mehr Mut, ein wenig
mehr Zuversicht beim europäischen Einigungsprozess.
Das sind wir unseren Menschen in Europa schuldig.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Schockenhoff. 

Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Vor wenigen Tagen wurde in Rom in einer feierlichen
Zeremonie der Vertrag der europäischen Verfassung un-
terschrieben. Am Wochenende befasste sich der EU-
Gipfel mit der Lissabon-Strategie, mit der Europa bis
2010 zur dynamischsten Wachstumsregion weltweit ge-
macht werden soll. Müsste eine Regierungserklärung
nach solchen Ereignissen nicht Aufbruchstimmung, Op-
timismus und europäisches Selbstbewusstsein vermit-
teln?

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Das ha-
ben wir doch gemacht!)

Mit seinem müden, gelangweilten und griesgrämigen
Aktenvortrag hat der Außenminister heute Morgen Anti-
werbung in Sachen Europa betrieben.

(Dietmar Nietan [SPD]: Ich wusste gar nicht,
dass es bei der Union schon Wahrnehmungs-
störungen gibt!)

Seit dem Ende des Kalten Krieges waren wir uns im
Bundestag auf allen Seiten einig, dass mit der Osterwei-
terung der Europäischen Union ihre politische Vertie-
fung einhergehen muss. Tatsächlich hat die Erweiterung
ohne die erforderlichen Integrationsfortschritte stattge-
funden. Im Gegenteil, derzeit geben uns deutliche Desin-
tegrationstendenzen in der EU Anlass zu großer Sorge.
Die Europäische Union kann ihr Potenzial, Wachstum
und Beschäftigung zu fördern, nicht entfalten, solange
die beiden größten Volkswirtschaften – vor allem
Deutschland, aber auch Frankreich – ihre Strukturpro-
bleme nicht lösen. Der Bundeskanzler hat dazu viel zu
spät Anlauf genommen, dann mithilfe der Opposition ei-
nen Schritt getan und tritt jetzt wieder auf der Stelle.
Herr Müntefering nennt das „das Ende der Zumutun-
gen“. 

Auf dem Brüsseler Gipfel plädierte der Bundeskanz-
ler für eine Aufweichung der Stabilitätskriterien, weil er
wie weiland Lafontaine glaubt, dauerhaftes Wachstum
durch höhere Staatsverschuldung erzeugen zu können.
Genau das, Herr Müntefering, ist eine Zumutung – für
kommende Generationen. Nur wer sich den schwierigen
Problemen – Umbau des Gesundheitswesens und der Al-
terssicherung, Vereinfachung des Steuerrechtes, Flexibi-
lisierung des überregulierten Arbeitsmarktes – stellt und
Widerstände überwindet, kann Wachstum und Beschäfti-
gung in Deutschland und Europa nachhaltig fördern.

(Dr. Angelica Schwall-Düren [SPD]: Mit Ih-
ren Rezepten bestimmt nicht!)

Der Verfassungsvertrag sieht einen Präsidenten des
Europäischen Rates und einen Europäischen Außenmi-
nister vor. Das sind wichtige Schritte, die Europäische
Union zu einem starken internationalen Akteur zu ma-
chen.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Dann sind wir 
den Joschka endlich los!)

In ihrer praktischen Politik aber hat die Bundesregierung
eine einheitliche Außen- und Sicherheitspolitik der Eu-
ropäischen Union verhindert: durch die Alleingänge von
Schröder und Chirac, nicht nur in der Irakfrage. Im Inte-
resse unserer eigenen Sicherheit muss sich die Europäi-
sche Union stärker im Nahen und Mittleren Osten und
beim Wiederaufbau des Iraks engagieren. So steht es üb-
rigens in den Schlussfolgerungen des Rates.

Nun hat der Kollege Schäuble von einem Gespräch
mit dem NATO-Oberbefehlshaber berichtet, wonach die-
ser gesagt habe, es sei problematisch, in integrierten
NATO-Stäben dabei zu sein, aber a priori zu erklären, im
Einsatzfall die deutschen Soldaten zurückzuziehen. Da-
raufhin hat sich der Abgeordnete Fischer zu einer Kurz-
intervention gemeldet und zum wiederholten Mal dem
Kollegen Schäuble vorgeworfen, er fordere den Einsatz
deutscher Soldaten im Irak. Das war beim letzten Mal
wahrheitswidrig und das war auch heute wieder wahr-
heitswidrig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der Kollege Fischer hat uns auch explizit gesagt, wes-
halb er diese Kurzintervention gemacht hat. Er sagte
nämlich, dass man darüber 2006 noch einmal abstimmen
lassen werde. 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn die Bundesre-
gierung vor einer engen und vertrauensvollen Abstim-
mung mit den EU-Partnern und mit den Vereinigten
Staaten aus rein wahltaktischen Gründen ständig betont,
woran sich Deutschland unter keinen Umständen beteili-
gen werde – nicht im NATO-Rahmen und auch nicht im
EU-Rahmen –, dann schwächt das die politische Rolle
Europas und die transatlantischen Beziehungen. Lieber
Kollege Fischer, die Wähler sind nicht so blöd, dass sie
das nicht merken.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Bei der Reform der Vereinten Nationen strebt die
Bundesregierung für Deutschland einen ständigen Sitz
im Sicherheitsrat an, mit der Begründung, dass ein euro-
päischer Sitz heute nicht erreichbar sei. Für diesen Pres-
tigegewinn der nationalen Außenpolitik will diese Re-
gierung den Preis bezahlen, dass es auf Jahrzehnte
keinen europäischen Sitz mehr geben wird. Damit opfert
sie ein wichtiges Motiv für eine integrierte europäische
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Auch das
trägt zur Desintegration der Europäischen Union bei.

Die CDU/CSU-Fraktion bleibt dem Ziel einer wert-
orientierten Politischen Union verbunden. Um den poli-
tischen und ideellen Zusammenhalt der EU nicht zu
gefährden, ist die privilegierte Partnerschaft der richtige
Weg zur Einbindung der Türkei in Europa. Wenn die
Bundesregierung beim nächsten EU-Gipfel am 17. De-
zember 2004 ausschließlich über eine Vollmitgliedschaft
verhandeln will, dann gefährdet sie die politische Inte-
gration der EU.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

So sieht es im Übrigen auch der SPD-Fraktionsvorsit-
zende im Niedersächsischen Landtag, Sigmar Gabriel. In
einem „Focus“-Interview in der vergangenen Woche
sagte er – ich zitiere –

Es gehört zur Political Correctness, dass wir immer
für EU-Erweiterungen sind und wenig über Vertie-
fung reden. Aber erst wenn Dinge wie eine gemein-
same Außen-, Sicherheits- und Wirtschaftspolitik
geklärt sind, können wir über weitere Beitritte re-
den.

Sigmar Gabriel fährt fort:

Zurzeit brauchen wir die Türkei-Debatte doch nur,
um uns vor unseren eigenen Aufgaben zu drücken.

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, wo
er Recht hat, hat er Recht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dietmar Nietan 
[SPD]: Daran arbeiten wir noch einmal!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer:
Herr Ramsauer, bitte.

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Wir sind bereits am Ende dieser De-

batte. Da ich der Bundesregierung bewusst die Chance
geben wollte, den einen oder anderen Bundesminister
herbeizuholen, möchte Sie erst jetzt fragen, was Sie da-
von halten, dass große Teile der Aussprache zu einer
Regierungserklärung – vor allem der letzte Teil der De-
batte – ohne ein einziges Mitglied der Bundesregierung
geführt wurden. Ist das nicht eine ausgesprochene Miss-
achtung des Parlaments?

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Es ist eigentlich nicht üblich, dass die Sitzungslei-

tung, die zur Neutralität verpflichtet ist, einzelne Vor-
gänge im Parlament kommentiert.

Ich bin aber eben informiert worden, dass Außenmi-
nister Joschka Fischer – mit Zustimmung Ihres Ge-
schäftsführers, Herrn Kauder –

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Moment!)

in der Sitzung des Haushaltsausschusses ist.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Wo sind die 
übrigen 40 Mitglieder?)

Das ist nun einmal eine parlamentarische Verpflichtung,
die zu den Aufgaben eines Ministers gehört. Wenn sol-
che Ausschüsse parallel zum Plenum tagen, wird ja die
Zustimmung der anderen Geschäftsführer eingeholt. –
So viel nur dazu.

Wenn Sie etwas beantragen oder eine Debatte darüber
beginnen wollen, dann können Sie das tun. Eine Diskus-
sion mit dem Präsidium ist aber normalerweise nicht üb-
lich.

(Josef Philip Winkler [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das wissen die auch! Das lassen
wir jetzt!)

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin, vielleicht können Sie mir trotzdem

noch einmal das Wort erteilen. – Auf dieses Argument
Ihrerseits war ich natürlich vorbereitet. Was Sie sagen,
trifft zwar zu, aber das ist keine Antwort auf meine
Frage; denn die Bundesregierung umfasst nicht nur den
Außenminister, sondern auch andere Bundesminister. Es
wäre ohne weiteres möglich gewesen, sie ins Plenum zu
holen. Früher wäre so etwas nicht passiert, da hätte min-
destens ein anderer Bundesminister auf der Regierungs-
bank gesessen.

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Jedenfalls sehe ich, dass Sie keinen Antrag stellen

wollten. Daher nehme ich Ihren Beitrag als eine Art
Kurzintervention; eine solche Möglichkeit sieht unsere
Geschäftsordnung ja vor. 

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Das ist eine
neue politische Kultur! Wir führen Ausspra-
chen ohne die Regierung! Es ist auch besser,
dass sie zu Hause bleibt! – Dr. Wolfgang
Schäuble [CDU/CSU]: Die Bundesregierung
ist zurückgetreten!)

Möchte noch jemand dazu das Wort ergreifen? – Frau
Schwall-Düren, bitte.
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Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Ramsauer, sind Sie so freundlich, zur Kenntnis

zu nehmen, dass auf Wunsch Ihrer Fraktion heute Mor-
gen zunächst Fraktionssitzungen stattgefunden haben,
die dann noch länger als erwartet dauerten, und deswe-
gen die Debatte eine Stunde später als ursprünglich ge-
plant begonnen hat, wodurch natürlich die Terminpläne
der Minister durcheinander gebracht wurden?

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Sind alle
Minister durcheinander? – Peter Hintze [CDU/
CSU]: Das Parlament ist der erste Ort! Was Sie
hier sagen, ist das Allerletzte!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Damit schließe ich zu diesem Punkt die Aussprache.
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